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Aufforderung zur Versicherung an Eides Statt
hinsichtlich gesetzlicher Richter 

gemäß § 16 GVG in Verbindung mit Art. 101 Grundgesetz 
Guten Tag, Herr/Frau BEISPIEL DELINQUENT, geb. TT.MM.JJJJ,
im Hinblick auf zur Disposition stehenden Verfahren sind Sie hiermit aufgefordert via Versicherung an Eides Statt wie folgt zu versichern:

1. Eine schriftliche Bestätigung/Legitimation, daß es sich bei den zur fraglichen Zeit bezgl. Az. 666 im sog. richterlichen Geschäftsverteilungsplan (GVP) aufgelisteten Personen, bzw. ob es sich bei Ihnen, Herr/Frau BEISPIEL DELINQUENT, geb. TT.MM.JJJJ, bezgl. Az. 666 um den gesetzlichen Richter gemäß § 16 GVG in Verbindung mit Art. 101 Grundgesetz (GG) für den/die Unterzeichner(in) handelt(e). 
Mögliche Antwort: Ja, incl. gerichtsverwertbaren Nachweisen - oder Nein
2. Daß es sich bei dem angeschriebenen Gericht um ein „Staatsgericht“ handelt(e), da nach dem Wegfall des § 15 GVG in diesem Hinblick mindestens erhebliche Rechtsunsicherheit besteht.

Mögliche Antwort: Ja, incl. gerichtsverwertbaren Nachweisen - oder Nein

Sie wollen bitte bedenken, daß dem/der Unterzeichner(in) diese Nachweise nach Recht und Norm insbesondere als Teil des Souveräns nach Art. 20 (2) GG, IFG/LIFG, § 21e GVG und ganz besonders nach Art. 103 GG zustehen. Bedenken wollen Sie bitte auch, daß der/die Unterzeichner(in) nicht für die prekäre Lage der Legislative, Judikative und Exekutive verantwortlich ist, sondern nur die ihm/ihr zustehenden Grundrechte einfordert. 

Es dürfte sicher kein Problem sein, dem/der Unterzeichner(in) die geforderten Nachweise im Rahmen einer Versicherung an Eides statt - binnen 8 Tagen - zukommen zu lassen, wobei die §§ 156, 161, 159 StGB, die §§ 839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG] i. V. m. § 5 VStGB sowie der sogenannte Amtsermittlungsgrundsatz Ihrerseits zu bedenken/beachten sind.
Rechtsfolgen: 
Keine Antwort/Versicherung an Eides Statt, die Verweigerung einer Solchen, Antworten Dritter oder Ausflüchte Ihrerseits werden im Sinne der möglichen Antworten zu 1., 2. und 3. als offenkundiges (konkludentes Verhalten) NEIN behandelt; vorliegende Angelegenheit - Veröffentlichungsvorbehalt - und auch im weiteren Verlauf derselbigen, in jedweder Form und/oder auf andere Angelegenheiten übergehend/übergreifend, ist/sind im Sinne des sog. § 201 StGB nicht rechtswidrig, wenn(/da) die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird (bzw. würde); Ihre vollnamentliche (rechtskräftige) Unterschrift (Mindestanforderung = ‚erster Buchstabe d. Vornamens+Punkt‘ u. ‚voller Familienname‘ ausgeschrieben) ist erforderlich (andernfalls von vorn herein ungültig/nichtig = allumfassendes NEIN - im Sinne konkludenten Verhaltens). 

Hinweis:
✔Remonstration - ist Pflicht ✔
Aus den Vorschriften des „Beamten“rechts folgt die Pflicht des „Amts“walters, rechtmäßig zu handeln und somit auch die Pflicht des „Amts“walters, seine Handlungen im Rahmen seiner „amts“walterischen Aktivitäten auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu prüfen (s. z.B. auch OLG Koblenz, U 1588/01). Die Remonstrationspflicht (§ 36 BeamtStG, § 63 BBG) ist im „Amts“walteralltag ein nur selten genutztes Recht, da ein Remonstrant häufig befürchtet, als Querulant (oft werden seitens direkter Vorgesetzter oder höherer Stellen/Personen beispielsweise „Betreuungsverfahren“ inszeniert, die dann penetrant an die berüchtigten Querulanten-Prozesse der NS-Zeit erinnern, wobei übrigens auch sich gegen gegenüber dem Recht extrem renitenten „Amts“waltern erwehrende Opfer regelmäßig vor NS-Zeit-ähnlichem Terror oft nicht verschont bleiben) abgestempelt zu werden. Trotzdem oder gerade deshalb wird die Remonstration in neueren Beiträgen zur Verwaltungsethik sowie zum Whistleblowing (Aufdeckung von Skandalen/Verbrechen) zunehmend thematisiert. 

Der „Amts“walter kann sich daher durch die Remonstration vor Disziplinarverfahren schützen, wenn z.B. später die Rechtswidrigkeit einer Anordnung oder Vorschrift festgestellt wird. Gleiches gilt für den Schutz vor Schadensersatzforderungen nach §§ 839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG] i. V. m. § 5 VStGB, wobei bei fortgesetzter willentlicher/vorsätzlicher Mißachtung der Pflichten des „Amts“walters, der „Amts“walter nicht behaupten kann, er habe nur seine Arbeit getan und von nichts gewußt. 
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Bweiter Titel.
Gerichtsbarteit.

§. 12.

Die ordentliche freitige Gerichtsbarfeit wird durcy Wnntdgerichte und Land-
gerichte, durd) Oberlandesgerichte und durc) da8 Reichsgericht ausgeiibt.

§. 13.

Bor die ordentlichen Gerichte gehiren alle bitvgerlichen Rechtsitreitigieiten
und Gtrafjachen, fitr weldhe nicht entweder die Suftindigheit von BVerwaltungs-
bebrden ober %ermahun?@ evichten beguiindet ift ober teichBgefeplich befondere
Gerichte beftellt oder zuge aﬁlm find.

§ 14.
AB befondere Gevichte werden jugelafjen:

1. bie auf Staatdvertrigen berulenden Rbeinfdififahrts - und Clbzollgerichte;

2. Geridhte, weldyen die Cntidheidung von biivgerlichen Rechisftveitig-
foiten bei dev ABLSfung von Gerechtigheiten oder Reallaften, bei
Separationen, Konfolidationen, Berfoppelungen, gutsherrlich-bauerlichen
Auseinanderfebungen und dergleichen obliegt;

3. Gemeindegerichte, infoweit denfelben die Enifdheidung iiber vermdgens:
rechtliche nfpriiche obliegt, deven Gegenftand in Geld oder Geldeswerth
bdie Summe von fedig Marf nidyt diberfteigt, jedocd) mit der Maf-
gabe, daff gegen Ddie &ntfd;eii)ung der Gemeindegerichte innerhalb ciner
2cfeblid) au beftimmenden {rift fowohl dem Kldger wie dem Beklagten

ie Berufung auf den otdentlichen Rechtéweg gufteht, und daf der
Gericytsbarfeit De3 Gemeindegerichts, als Kldger odev Veklagter, nur
Perfonen unterworfen werden bdiirfen, weldye in der Gememnbde ben
Wobnjif, eine Niederlaffung ober im Sinne der §§. 18, 21 der Civil-
prozefordnung den Aufenthalt Haben;

4. Gewerbegerichte.
§. 15.

Die Geridhte find Staatdaerichte.

Die ﬂﬁbat%m@tébarteit ift_aufaehoben; an ifre Stelle tritt die Gerichts-
Barfeit Dedjenigen Bunbdedftaated, i weldhem fie audgeiibt wurde. Prifentationen
fite Anftellungen bei den Gerichten finden nicht ftatt.

Die Ausitbung einer _geiftlichen Gevichtsbarkeit in weltlichen Angelegen
Beiten ift ofme bitegerliche Wirtung. Died gilt indbefondere bei Che- und Ver-

[8bniffachen.
§. 16.

Ausnahmegerichte find unftatthaft. Niemand darf feinem gefehlichen Richter
mgogen werden. Die gefeblidhen Beftimmungen iiber Kriegdgerichte und Stand-
rechte werden Biervon nicht beviihrt.

70




[image: image3.jpg]Bundesgesetzblatt -

5

1950 Ausgegeben zu Bonn am 20. September 1950 Nr. 40
Tag Tobalts Seita
12.9.50 Gesetz zur Wiederhersteliung der Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, der
blirgerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens und des Kostenrechts . . . . . . . . . . 455
Gesetz

zur Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, der biirgerlichen

Rechtspflege, des Strafverfahrens und des Kostenrechts,

Vom 12. September 1950.

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:
ARTIKEL 1
Anderung von Vorschriften
iber dic Gerichtsverfassung

1. Anderung
des Gerichtsverfassungsgesetzes

Das Gerichisverfassungsgesetz wird wie folgt ge-
&ndert:

1. § 2 Abs. 2 und 3 erhilt folgende Fassung:

»Der ersten Priiffung muB ein mindestens drei-
jihriges Studium der Rechtswissenschaft auf
einer Universitat vorangehen. Von dem drei-
jahrigen Zeitraum sind mindestens drei Halb-
jahre dem Studium auf einer deutschen Univer-
sitag zu widmen.

Zwischen der ersten und der zweiten Priifung
muB eine Ausbildungszeit von mindestens drei
und einem halben Jahr und héchstens vier
Jahren liegen. Mindestens dreiBig Monate sind
zum Dienst bei den Gerichlen, Staatsanwalt-
schaften, Notaren und Rechtsanwilten zu ver-
wenden; der Rest der Ausbildungszeit ist min-
destens zur Hélfte bei Verwaltungsbehérden,
Korperschaften oder Anstalten des dffentlichen
Rechts, im iibrigen in einer dem Ausbildungs-
zweck dienenden Weise zu verwenden."

Abs. 4 entfallt.

2. § 3 tritt wieder in folgender Fassung in Kraft:
«Wer in einem deutschen Land die erste Prii-
fung bestanden hat, kann in jedem anderen Land
zur Vorbereitung fiir den Justizdienst und zur
zweiten Priifung zugelassen werden,
Die in einem deutschen Land auf die Vor-
bereitung verwendete Zeit kann in jedem an-
deren Land angerechnet werden."

3. § 5 tritt wieder in folgender Fassung in Kraft:

IS

wWer in einem deutschen Land die Fahigkeit
zum Richteramt erlangt hat, ist, soweit dieses
Geselz keine Ausnahme bestimmt, zu jedem
Richteramt innerhalb Deutschlands befahigt.”

. § 6 tritt wieder in folgender Fassung in Kraft:

»Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt.”

. § 8 erhilt wicder folgende. Fassung:

«Richter kdnnen wider ihren Willen nur kraft
richterlicher Entscheidung und nur aus den
Griinden und unter den Formen, die die Gesetze
bestimmen, dauernd oder zeitweise ihres Amts
enthoben oder an eine andere Stelle oder in den
Ruhestand versetzt werden. Die Gesetzgebung
kann Allersgrenzen festsetzen, bei deren Er<
reichung Richter in den Ruhestand treten.

Die vorldufige Amtsenthebung, die kraft Ge-
setzes eintritt, wird hierdurch nicht berithrt.

Bei einer Veranderung in der Einrichtung der
Gerichte oder ihrer Bezirke kann die unfrei-
willige Versetzung an ein anderes Gericht oder
die Entfernung aus dem Amt unter Belassung
des vollen Gehalts durch die Landesjustizver-
waltung verfiigt werden.”

. § 8a wird aufgehoben.
. § 9 trilt wieder in folgender Fassung in Kraft:

. Wegen vermogensrechtlicher Anspriiche der
Richter aus ihrem Dienstverhiltnis, insbesondere
auf Gehalt, Wartegeld oder Ruhegehalt, darf der
Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden.”

. § 10 crhalt folgende Fassung:

,Nach niherer landesgesetzlicher Bestim-
mung kénnen Gerichtsreferendare mit der Wahr-
nehmung einzelner richterlicher Geschifte be-
traut werden. Der Aufirag ist in jedem Fall
durch den Richter aktenkundig zu machen.
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Bei Amtsgerichlen und Landgerichten kann,
wer zum Richteramt befahigt ist, als Hilfsrichter
verwendet werden, ohne geméB § 6 zum Richter
auf Lebenszeil ernannt zu sein.

Unberiihrt bleiben die Vorschriften tber die
Ubertragung richterlicher Geschafte auf den
Rechlisptleger.”

9. § 1t Lrilt wicder in folgender Fassung in Kraft:

wAuf Handelsrichter, Schoffen und Ceschwo-

Tene sind die Vorschriflen der §§ 2 bis 9 nicht
anzuwenden.”

10. § 12 erhilt folgende Fassung:

,Die ordentliche streitige Gerichisbarkeit
wird durch Amtsgerichte, Landgerichte, Ober-
landesgerichte und durch den Bundesgerichishof
{das Obere Bundesgericht fir das Gebict der
ordentlichen Gerichtsbarkeit) ausgeiibL.”

11, § 13 a wird aulgehoben.

12. § 14 erhdlt folgende Fassung:

»Als besondere Gerichte werden zugelassen:
. Gerichte der Schiffahrl fir die in den Staats-
vertrigen bezeichneten Angelegenheiten;
Gemeindegerichte fir die Verhandlung und
Entscheidung von biirgerlichen Rechtsstreitig-
keilen, deren Streitwert einhundert Deutsche
Mark nicht iibersteigt. Gegen die Entschei-
dung der Gemeindegerichte muB innerhalb
einer geseizlich zu bestimmenden Frist sowohl
dem Klager wie dem Beklagten die Berufung
auf den ordentlichen Rechtsweg zustchen.
Der Gerichtsbarkeit des Gemeindegerichts
diirfen als Klager oder Beklagte nur Personen
unterworfen werden, die in der Gemeinde den
‘Wohnsitz, eine Niederlassung oder im Sinne
der §§ 16, 20 der ZivilprozeBordnung den Auf-
enthalt haben.”

13.|§ 15 wird aufgehob

14. § 17 Abs. 2 tritt wieder in folgerider Fassung in
Kraft:

.Die Laudesgesetzgebung kann jedoch die
Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den
Gerichten und den Verwaltungsbehdrden oder
Verwallungsgerichten iiber die Zulassigkeit des
Rechtswegs besonderen Behordem nach Maf-
gabe der folgenden Vorschriften iibertragen:
1. Die Mitglieder werden Iiir die Dauer des zur
Zeitihrer Ernennung von ihnen bekleideten
Amts oder, falls sie zu dieser Zeit ein Amt
nicht bekleiden, auf Lebenszeit ernannt. Sie
kénnen nur unter densclben Voraussetzungen
wie die Mitglieder des Bundesgerichtshofes
ihres Amles enthoben werden.
. Mindestens die Halfte der Mitglieder mu8
dem Bundesgerichtshof oder dem Obersten
Landesgericht oder einem Oberlandesgericht
angehdren, Bei Entscheidungen diirfen Mit-
glieder nur in der gesetzlich bestimmten An-
zabl mitwirken., Diese Anzahl muB eine un-
gerade scin und mindestens finf belragen.
3.Das Verfahren ist gesetzlich zu regeln. Die
Entscheidung ergehl in offentlicher Sitzung
nach Ladung der Parteien.

X

N
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4. Sofern die Zulassigkeit des Rechtswegs durch
rechtskraftiges Urteil des Gerichts feststeht,
ohne daB zuvor auf die Entschejdung der be-
sonderen Behérde angetragen war, bleibt die
Entscheidung des Gerichts mafgebend.”

15. § 18 crhalt folgende Fassung:

wDie deulsche Gerichisbarkeil erstreckt sich
nicht auf die Leiler und Mitglieder der bei der
Bundesrepublik Deutschland heglaubigten diplo-
matischen Vertretungen,  Sie erstreckt sich
auch nicht auf andere Personen, die nach den
allgemein anerkannten Regeln des Vélkerrechis
oder nach einem Staatsvertrag von der deut-
schen Gerichtsbarkeit befreit sind.”

. § 19 erhilt folgende Fassung:
,Fiit die Familienmitglieder, das Geschafts-
personal der im § 18 genannten Personen und
fiir ihre Bedicnsteten, die nicht Deutsche sind,
gilt die Vorschrift des § 18 entsprechend.”

17. § 20 crhilt wieder folgende Fassung:

.Durch die Vorschriften der §§ 18, 19 werden
die Vorschriften tiber den ausschlieBlichen ding=~
lichen Gerichtsstand in biirgerlichen Rechts~
streitigkeiten nicht berdhrt.”

18. § 21 erhilt folgende Fassung:

Die in der Bundesrepublik Deutschiand an~
gestellten Konsuln sind der inldndischen Ge-
richtsbarkeit unterworfen, sofern nicht in Ver-
tragen der Bundesrepublik mit anderen Michten
Vercinbarungen iiber die Befreiung der Konsuln
von der inlindischen Gerichtsbarkeit getroffen
sind.”

. § 22 Abs. 2 bis 4 erhiilt wieder folgende Fassung:
wEin Amitsrichter kann zugleich Mitglied oder

Direktor bei dem fiibergeordneten Landgericht

sein.

Die allgemeine Dienstaufsicht kann von der
Landesjustizverwaltung dem Présidenten des
iibergeordneten Landgerichts {bertragen wer-
den. Geschicht dies nicht, so ist, wenn das
‘Amtsgericht mit mehreren Richtern besetzl ist,
einem von ihnen von der Landesjustizverwal-
tung die allgemeine Dienstaufsicht zu iiber
tragen; ist die Zahl der Richter hoher als fiinf<
zehn, so kann die Dienstaufsicht zwischen
mehreren von ihnen geteilt werden,

Jeder Amtsrichter erledigt die ihm obliegen-
den Geschafle, soweil dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt, als Einzelrichter.”

20. Folgende Vorschriften werden als §§ 22a bis

224 eingefiigt:
.8 22a
Bei den mit einem Prasidenten besetzien
Amlsgerichten wird ein Prasidium gebildet.
Das Présidium besteht aus dem Amtsgeric
prasidenten als Vorsitzenden, den Amtsgerichts
dircktoren, den Obcramtsrichlern und den bei-
den dem Dienstalter nach, bei gleichem Dienst~
alter der Geburt nach altesten Amtsrichtern.
Das Prasidium entscheidet nach Stimmen-
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des Amtsgerichtsprasidenten den Ausschlag.
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Anmerkung, folgende Uberschrift hétte den Sachverhalt wohl angemessen gewiirdigt:

SLB: Unterschrift "vergessen" -

Jagd auf Pleite-Banker vereitelt!

MORGENPOST, MORGENPOST, 1422014
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SLB: Unterschrift vergessen -
Jagd auf Pleite-Banler genIaIZI

Von Juliane Morgenroth

LEIPZIG/DRESDEN - Jetzt ist es
passiert: Im Milliarden-Skandal
um die Landesbank kommen die
Ex-Vorstinde Michael Weiss und
Rainer Fuchs straffrei davon! Un-
glaublich: Schuld daran st eine
fehlende Unterschrift der Staats-
anwaltschaft.

der GAU fiir die Leipziger

Die ehemal

gen Landesbank-Vorstinde N
chael Weiss und Rainer Fuchs

intergrund: Im November
hatte das Landgericht Leipzig
Anklagen gegen We Fuchs
sowie Ex-Vorstand Hans-Jiirge
Klumpp in groBen Teilen als zu
diinnabgewiesen. Die drei sollen

Nichstes Kapitel im Landesbank-Skandal: Dank der Unterschrif-
tenpanne kommen Ralner Fuchs (I.) und Michael Welss (r.) unge-

schoren davon (F.,

mit dafiir gesorgt haben, dass
die Jahresabschliisse 2003 und
2004 geschont waren. Gegen die
teilweise Nichtzulassung ihrer
Anklage wehrte sich die Staats-
anwaltschaft mit der Beschwer-
de.

Klar, dass die OLG-Entschei-
dungfiirEntsetzensorgt: ,Dasist

: Hans-Jilrgen Klumpp).

Foto: action press

drgerlichund schade. Jahrelange

Cardo Schulz, Die Behrde bleibt
bei ihrer Auffassung, wonach die
Unterschrift nicht notig sei.
Schulz lieB aber durchblicken,
dass angesichts unterschiedli-

Srhnmder‘

', 50 Schulz. Die beiden mi
sen auch nichts zahlen - d:
Landgericht hatte die Schadens-
ersatzklagen des Freistaats ab-
gewiesen. Nur bei Klumpp ist

noch ein Anklagepunkt offen.
Genauso wie die Anklagen ge-
gendie vier weiteren Ex-Vorstan-
de Stefan Leusder, Herbert Sii,
Werner Eckert und Yvette Bella-
vite-Hovermann.

Wegen hochriskanter Finai
geschifte musste die Lande
bank 2007 an die Landesbank
Baden-Wiirttemberg notver-
Kauft werden. Bedingung: Sach-
sens Steuerzahler biirgen fiir
Ausfille mit bis zu 2,75 Milliar-
den Euro- 1,1 Mrd. Euro wurden
schon fallig.
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Entolt am: 03.09 2013

Gescafnzachan Inr Zachan [ Td. Fax Dstam

1848 2223 0209.2013
Sehr geehrte
in der Sache

wird Exnen mitgeteilt, dass Ihr bei Gericht am 09.08.2013 eingegangenies Schreiben zwar als Einspruch
gegen das Versgumnisurteil des Amtsgerichts Mitte vom 24 .07.2013, anzusehen ist Dieser Einspruch ist
och unzulgssig. weil IRFDafreiben nicht untarzelchnat ist. Auch ein maschinell ersteltes Schraiben ist
nicht ohne Unterschrift gultg.
wird Gelegenhei{ gs n, binnen 10 Tagen Stallung zu nehmen oder den Einspruch
zurickzunehmen. Der Einspruch muss ggf. kostenpflichtig als unzutdssig verwarfen werden

<14}

Brade

Richter am Amtsgericht

Beglaubigt

Nie e

Justizbeschaftigte

Anmerkung: )

- Unvollsténdige Namen (volle Namen weder gedruckt, noch als Unterschrift),

- Beglaubigungsvermerk incl. Dienstsiegel fehlt,

- Eine Paraphe ist keine Unterschrift (s. "Justizbeschaftigte" Nieke), ) )

- Die Bezeichnung "Justizbeschaftigte” 1aRt hinsichtlich der Beglaubigungsberechtigung Zweifel aufkommen,
zumal es sichtlich und offenkundig an einer Beglaubigung mangelt ... -

... somit handelt es sich um einen nicht beglaubigten Entwurf, welcher trotz korrekter Aussage hinsichtlich

maschinell erstellter Schriftstiicke, so keine rechtliche Wirkung entfaltet haben durfte.
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Entscheidungen [ Faser (TEDVL=
StPO

Urteil, Unterschrift, Wirksamkeitsanforderungen

Gericht / Entscheidungsdatum: KG, Beschl. v. 27.11.2013 - 3 Ws (B) 535/13
— 122 Ss 149/13 317 OWi 760/13

Leitsatz: Zu den Anforderungen an eine ordnungsgeméfe Unterschrift unter
das Urteil.

KAMMERGERICHT

Beschluss

Geschéftsnummer:

3 Ws (B) 535/13 — 122 Ss 149/13 317 OWi 760/13

In der BuRgeldsache gegen

wegen Verkehrsordnungswidrigkeit

hat der 3. Senat fir BuBgeldsachen des Kammergerichts in Berlin

am 27. November 2013 beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Betroffenen wird das Urteil des Amtsgerichts
Tiergarten vom 2. August 2013 mit den Feststellungen aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung - auch Uber die Kosten
der Rechtsbeschwerde - an eine andere Abteilung des Amtsgerichts
zuriickverwiesen.

Griinde:

Das Amtsgericht Tiergarten hat den Betroffenen wegen einer vorsatzlichen
Zuwider-handlung gegen §§ 41 Abs. 2 (richtig: Abs. 1, Zeichen 274), 49 Abs. 3
Nr. 4 StVO nach § 24 StVG zu einer GeldbuRe von 250 Euro verurteilt und ein
Fahrverbot von einem Monat angeordnet. Es ist zu der Uberzeugung gelangt,
dass der Betroffene am 11. November 2012 mit dem Pkw xxxxx um 11.31 Uhr
in 12351 Berlin die BAB A 113 in nérdlicher Richtung befuhr und hierbei die
durch Zeichen 274 vorgeschriebene Hochstgeschwindigkeit von 80 km/h um 35
km/h Uberschritt. Der Betroffene hat gegen dieses Urteil Rechtsbeschwerde
eingelegt, mit der er die Verletzung sachlichen Rechts rlgt. Er hat (vorlaufig)
Erfolg.

Grundsatzlich - und so auch hier - fuhrt die allgemeine Sachrige zu einer
umfassen-den Prifung des Urteils auf materiell-rechtliche Fehler.
Voraussetzung hierfiir ist allerdings, dass dem Senat ein vollstéandiges
schriftliches Urteil als Priifungsgrundlage vorliegt. Nach §§ 46 Abs. 1 OWIG,
275 Abs. 2 StPO setzt dies voraus, dass es von dem Tatrichter ordnungsgeman
unterzeichnet ist.

[vgl. OLG KéIn NStZ-RR 2011, 348,
Kammergericht, Beschluss vom 16. September 2013 -(3) 161 Ss121/13
(82/13)-], der nur innerhalb der Frist des § 275 Abs. 1 Satz 2 StPO berichtigt
werden kann. Zwar dlrfen an die Unterschriftsleistung keine allzu groRen
Anforderungen ge-stellt werden, doch

Der Schriftzug muss die Méglichkeit bieten, anhand
einzelner erkennbarer Buchstaben die_

[vgl. OLG KéIn und KG a.a.0.]. Sind hingegen keinerlei Buchstaben erkennbar
Anmerkung: Unter "vollem Namen" sind mindestens der Vor- und Familienname zu verstehen!

http://www.buthofE definsert/?/asp_weitere_beschluesse/inhalte/2344.htm[07.11.2014 13:01:00]
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und besteht die Unterschrift lediglich aus der Verwendung bloRer geometrischer
Formen oder Linien, fehlt es an dem Merkmal einer Schrift und damit an einer
formgerechten Unterschrift [vgl. BayObLG VRS 105, 356]. So liegt der Fall hier.
Ahnlich dem Fall, der der oben zitierten Entscheidung des Senats vom 16.
September 2013 zugrunde lag, besteht auch im vorliegenden die Un-terschrift
der Tatrichterin lediglich aus zwei nahezu gleichlangen Strichen, von denen der
linke gerade und senkrecht, der rechte hingegen in einigem Abstand beginnend
zunéchst waagerecht und dann mittig in einer leichten Kriimmung nach rechts
unten verlauft. Rickschliisse auf einen Buchstaben, geschweige denn auf einen
Namen lassen sich aus diesen beiden Zeichen nicht ziehen. Dem steht nicht
entgegen, dass sich diese teilweise Uber dem_und der
Amtsbezeichnung der Richterin befinden, die das Protokoll als Tatrichterin
ausweist.Denn dies kann die erforderiche Unterschritsiistung[ichersetzen
[vgl. BGH 967].
Damit aber liegt

vor, so dass der Senat mangels Grundlage die ihm mit der
Rechtsbeschwerde angetragene sachlich-rechtliche Prifung nicht vornehmen
kann.
Er hebt das Urteil auf und verweist die Sache zu neuer Verhandlung und
Entscheidung - auch Gber die Kosten der Rechtsbeschwerde - an eine andere
Abteilung des Amtsgerichts zuriick.

Einsender: RA Orhan Sahin, Berlin

Anmerkung:
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10.12.2014 | Setie Zwangsvallstreckung Praxistipps und Sonderfalle

Eingescannte Unterschrift des
Gerichtsvollziehers ausreichend?

Bei der Eintragung des Schukdners indas
Schukdrerverzeichris - immerhin ein folgenscsverer Schritt

- muss alles seine rechtliche Ordnurg haben. Eine

Nach § 882 ¢ ZPO hat der zustandige Gerichtsvollzicher unter
bestirmnten Voraussetzungen die Eintragung des Schuldners
in das Schukrerverzeichuis anzuordnen. Dieshat — wiein
einemn vom LG Stuttgart entschiedenen Fall ~ beisgielsweise

- dannz erfol gen, wenn der Schuldrer trotz ordnungsgemaer
Gerichtsvollzieher muss Eirtragungsanordmnging | acung dem vom Gerichivollzicher anberauraten Termin zur
Sclmldnerverzeichnis urterschreiben Abgabe der Vermbgensauskuntt unentschuldigt ferngeblieben
Bildt Hanfe Online R edsktion i,

Rechishehelf gegen die Eintragungsarordnmg
Gegen die Eintragungsannriinung des Gerichtsvollziehers kann sich der Schuldner mit einern Widersprach zur Wehr
setzen. Im vorliegenden Fall hatte sich der Schul dher mittels Widerspruchs darauf be e, dass die
Eirtragangssnordmming vom Gerichtsvollzieher nicht urterzeichnet worden sei, sondem ur eine Paraphe aufoweise,
Wakret das Amtsgericht den WAderspruch des Schuldnersals unbegrindet zurickowies, gab dasLG Stutigatt dem
Schuldner auf seine Beschwerde tin R ectt, Das Landgericht stellte zurichst fest, dass auch rach der erfolgten
Eirtragingin das Schuldherverzeichnis ein Recttsschutzhediefris des Schuldners gegebenist

In der Sache selbst vertrat dasLG Stuttgart die Auffassung, dass eine eingescante und in die Anordnung hineiticopierte
Unterschrift ticht ausreichend ist Die Herkunft des Schrifist ckes ist dadurch richt hinreichend verbtirgt, Vielmehr

bedarf die Eintragungsanordnung der Unterschrift des Gerichtsvollzichers, Andernfalls lieg din formeller Mangelvor.

DasLG Stuttgart fitrte zur Begrindung aus, dassauchnach § 762 Abs. 2Nr. 5 ZPO die Unterschiifl des
Gerichtsvollziehers erfordertich ist, wenn die Eintragungsanordung it Verhaftungsprotokoll enthalten ist. Fir die
Eirtragungssnordming hach § 882 ¢ ZPO katm daher nichts anderes gelten Die eigenteindige Utterzelchrung durch den

Gerichtsvollzicher ist auch ier erforderlich,

—

(LG Stutigart, B eschluss vom 26062014, 10 T83/14).
Vel zu dern Therna auch:
Eidesstattliche Versicherung, Aufforderung zur Abgabe

fwech 03032015 1418
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[image: image11.png]Merkblatt zur rechtlichen Situation des ,,Amts“walters in der BRD

A ,Richter am“und ,Richter (auf Probe)*, alias ,Gerichts“assessor

Der sogenannte ,Richter’ unterliegt ebenso, wie alle anderen ,Amts'watter (z.B
.Rechtspfleger’, ,Gerichtsvollzieher', ,Justizangestellte als Urkundsbeamte) dem
bffentlichen Recht, wobel das offentiiche Recht eine Vielzahl von Materien urnfaft,
2B. Volkerrecht > Menschenrechte, Volkerstrafrecht, Europarecht sowie nationales
Recht, sofern es gultig, bzw. nicht per Normenhierarchie oderfund anderweitig,
entiréftet (ungultig/nichtig) ist

Art 101 Abs. 1 GG fur die BRD
(1) Ausnahmegerichte sind unzuldssig Niemand darf seinem gesetziichen
Richter entzogen werden

§ 15 GVG a. F. lautete (gekirzt): , Alle Gerichte sind Staatsgerichte, hingegenz.
Z_§ 15 GVG (mehrfach ungultighichtig [Verstof gegen das Ziergebot] sowie [§ 1
(raumlicher Geltungsbersich] aufgehoben > BGEI. | Nr_ 18, S. 866 [867], Art. 14 vom
19.04.2006)) ebenda zu lesen steht - "wegaefallen”

§ 16 GVG

Ausnahmegerichte sind unstatthaft Niemand darf seinem gesetziichen Richter
entzogen werden

Aus dem Handbuch der Rechtsformigkeit (3. Auflage), Teil C - Stammgesetze,
Gliederung des Stammgesetzes, Zitat
5.1 Aufbau des Gesetzes

Der aufere Aufbau des Gesetzes wird von seinem Inhalt bestimmt. Deshalb kann ein
fir ale Gelegenheiten passendes Schema nicht gegeben werden

So mu das
Wichtigere vor dem weniger Wichtigen, die materielle \Vorschrift vor der

Verfahrensregelung, die Regel vor der Ausnahme und die Pflicht vor der Sanktion
erscheinen

In der Regel bietet sich der Aufbau in folgender Reihenfolge an
Haupteil
Verfahren und Zustandigkeit

Strafvorschriften, Bus geldvorschriten
Obergangsvorschriften
Inkraftireten

Guelle: Internatprasen: d. Bundesministeriums der stz

Wie sich mit Verweis auf das entsprechende Bundesgesetzblatt im weiteren Vortrag
ergeben wird, wurde bei den Normen GVG, ZPO und StPO (dem ZVG und weiteren
Normen mangelt es ebenfalls daran) der raumliche Gelungsbereich entfernt
(aufgehoben/weggefallen). Dem FamFG mangelt es am raumlichen Gefungsbereich
und es verstoit in einigen §§ gegen das Zitiergebot, der Hinweis ,Einschrankungen
von Grundrechten’ in den Schiugbestimmungen fehlt ganziich; es ist somit ebenfals
ungutigiichti
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[image: image12.png]i Landschaftsschutz
, sondern insoweit nur

auf die Eintragungen in eine nicht veréffentlichte Karte verweist,

, und Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG, nach dem Inhalt und Schranken des
Eigentums durch Gesetz bestimmt werden. ...

(BVerwGE 17, 192 = DVBI 1964., 147)

Auch Verordnungen (z.B. Art. 80 Abs. 1 GG) sind per Definition Gesetze im materiellen
Sinne. Schon der Streit um eine simple Landschaftsschutzverordnung (im Kleinen)
zeigt jedoch auf, wie wichtig es ist, dal® ein Rechtsunterworfener wissen soll, wo
(rdumlicher Geltungsbereich) er steht. In den Rechtsnormen GVG, ZPO und StPO (im
GroRen) wurde der raumliche Geltungsbereich aufgehoben/weggefallen (s. BGBI. | Nr.
18, S. 866 ff. vom 19.04.2006) und zuséatzlich verstoRen diese gegen das Zitiergebot,
womit GVG, ZPO und StPO sozusagen ,doppelt” ungiiltig/nichtig sind.

Ohne Angabe seines raumlichen Geltungsbereiches (BVerfG - 2 BvF 1/73 - B. lll. 1.
vom 31. Juli 1973 > § 31 Abs. 2 BVerfGG, s. BGBI. | Nr. 70, S. 1058 vom 30.08.1973
sagt, was unter einem raumlichen Geltungsbereich fiir ein Gesetz der BRD territorial
im Sinne heutiger Verhéltnisse angepalyt, versteht sich, zu verstehen ist) verstéft ein
Gesetz jedoch gegen den grundgesetzlichen Anspruch auf Rechtssicherheit und
Bestimmtheit und ist dadurch ungiiltig und nichtig. Die darauf anwendbaren
Rechtsgrundsitze ,Ohne Bestimmung keine Handlung", ,Ohne Geltungsbereich kein
Recht" oder die alte rémische Rechtsregel ,Nulla poena sine lege", wurden durch
BVerwGE 17, 192 = DVBI. 1964, 147 bestétigt und sind somit offenkundig, bediirfen
keines weiteren Beweises. — Einerseits ...

§ 31 (mehrfach ungiiltig/nichtig > Versto3 gegen das Zitiergebot sowie fehlender
réumlicher Geltungsbereich) BVerfGG

(1) Die  Entscheidungen des  Bundesverfassungsgerichts  binden  die
Verfassungsorgane des Bundes und der Lénder sowie alle Gerichte und Behérden.

(2) In den Féllen des § 13 Nr. 6, 6a, 11, 12 und 14 hat die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts Gesetzeskraft. Das gilt auch in den Féllen des § 13 Nr. 8a,
wenn das Bundesverfassungsgericht ein Gesetz als mit dem Grundgesetz vereinbar
oder unvereinbar oder fiir nichtig erklért. Soweit ein Gesetz als mit dem Grundgesetz
oder sonstigem Bundesrecht vereinbar oder unvereinbar oder fiir nichtig erklért wird,
ist die Entscheidungsformel durch das Bundesministerium der Justiz im
Bundesgesetzblatt zu veréffentlichen. Entsprechendes gilt fiir die Entscheidungsformel
in den Féllendes § 13 Nr. 12 und 14.

... aber Andererseits: § 1 GVG (rdumlicher Geltungsbereich) aufgehoben > BGBI. |
Nr. 18, S. 866 [867], Art. 14 vom 19.04.2006 i. V. m. BGBI. | Nr. 59, S. 2614, Art. 4
vom 23.11.2007 (Besatzungsrecht wieder in Kraft gesetzt) — und - § 15 ,Alle Gerichte
sind Staatsgerichte” GVG ,aufgehoben” (BGBI. | Nr. 40, S. 455 [456], Art. 1 Punkt 13.
vom 12.09.1950). Im § 15 GVG des Deutschen Kaiserreichs und bis zum 20.09.1950
las man: §15GVG

“Die Gerichte sind Staatsgerichte. Die Privatgerichtsbarkeit ist aufgehoben; an

ihre Stelle tritt die Gerichtsbarkeit desjenigen Bundesstaates, in welchem sie ausgeiibt

wurde.

Présentationen fiir Anstellungen bei den Gerichten finden nicht statt.

Die Ausiibung einer geistlichen Gerichtsbarkeit in weltlichen Angelegenheiten ist ohne

biirgerliche Wirkung. Dies gilt insbesondere bei Ehe- und Verlébnisachen.”
Heutzutage liest man:

§ 15 GVG
Weggefallen
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Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter

entzogen werden.

Art 101 GG fiir die BRD
(1) Ausnahmegerichte sind unzuldssiq. Niemand darf seinem gesetzlichen
Richter entzogen werden.

(2) Gerichte fiir_besondere Sachgebiete kénnen nur durch Gesetz errichtet
werden.

... sowie im § 20 BeamtStG

1) Beamtinnen und Beamten kann mit ihrer Zustimmung voriibergehend ganz oder
teilweise eine ihrem Amt entsprechende Té&tigkeit zugewiesen werden

1. bei einer 6ffentlichen Einrichtung ohne Dienstherreigenschaft oder bei einer
éffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft im dienstlichen oder éffentlichen Interesse
oder

2. bei einer anderen Einrichtung, wenn éffentliche Interessen es erfordern.

(2) Beamtinnen und Beamten einer Dienststelle, die ganz oder teilweise in eine
6ffentlich-rechtlich organisierte Einrichtung ohne Dienstherrneigenschaft oder eine
privatrechtlich organisierte Einrichtung der 6ffentlichen Hand umgewandelt wird, kann
auch ohne ihre Zustimmung ganz oder teilweise eine ihrem Amt entsprechende
Tétigkeit bei dieser Einrichtung zugewiesen werden, wenn éffentliche Interessen es
erfordern.

(3) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten bleibt unberiihrt.
Es scheint jedoch so eine Art Muttergesellschaft (aller ,Gerichte®) zu geben, der auch

z.B. das ,Amtsgericht Soltau” (zuféllige Auswahl) angegliedert ist, daher zunachst
exemplarisch eine der Tochtergesellschaften auf Landesebene: ...

Sort ot o T |

< previous page Showing page 1 of 1 page o page >

Address

Am Watedooplatz 1, Hannover, . DE

I E

Pener Weg 33 Bugdod | DE

Showing page 1 of 1 page ned page >

22011 DUN & BRADSTREET, INC.

Aus gut unterrichteten Kreisen, jenen, die im Rahmen ihrer Aktivititen wissentlich die
ungliltige/nichtige AO 1977 (u. A. fehlender rdumlicher Geltungsbereich) gebrauchen
(lassen), sollen dem Vernehmen nach - allen ,Behérden” UIDs oder eine Wirtschafts-
Identifikationsnummer W- IdNr. zugewiesen sein.

Ubrigens, fiir besonders versierte Abmahnanwélte eréffnet sich an dieser Stelle
méglicherweise beziiglich § 5 TMG Abs. 6 ein bisher kldglich vernachldssigtes
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[image: image14.png]Paradies, denn viele ,Behérden” miBachten § 5 TMG Abs. 6 im Rahmen ihrer
Internetprésenzen.

... Die Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer (abgekiirzt USt-IdNr. oder UID) oder
Wirtschafts-Identifikationsnummer (abgekiirzt W- IdNr.) ist eine eindeutige EU-weite
Kennzeichnung eines Unternehmens im umsatzsteuerlichen Sinne.

Sie dient innerhalb der Europdischen Union zur Abwicklung des
innergemeinschaftlichen Waren- und Dienstleistungsverkehres filr
Umsatzsteuerzwecke. Sie wird daher von jedem Unternehmer bendtigt, der
innerhalb des Gebiets der Europédischen Union am Waren- und Dienstleistungsverkehr
zwischen den Mitgliedsstaaten teilnimmit. ...

Folgt man z.B. von § 27 a (ungliltiges/nichtiges) UStG ausgehend den Hinweisen auf

weitere Gesetzestexte, ergriindet einige Begriffsdefinitionen und bedenkt den Art. 133

des GG fiir die BRD: ...

Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten ({Art. 25 GG], § 5 VStGB) der Verwaltung des
Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein.

... dringt bereits jetzt unvermeidlich Benito Amilcare Andrea Mussolini’s (einst
ein_Biindnispartner Adolf Hitler’'s) Definition des Faschismus‘ - warnend in‘s
Gedichtnis:

Faschismus ist die Verschmelzung von Staat[sdienern] und Wirtschaft!

Ob die Vater des Grundgesetzes fiir die BRD einst diesen perfiden Hintergedanken fiir
die Zukunft bei der Erstellung des Grundgesetzes fiir die BRD hegten, ist nicht
Uberliefert. Nebenbei bemerkt (ohne weitere Ungereimtheiten im Zusammenhang mit
dem GG im vorliegenden Merkblatt thematisieren zu miissen), hat das Volk, welches
der Staat ist und welches wohl mehrheitlich den Faschismus ablehnt und der — Staat —
dem die ,Amts“walter, dienen sollen - noch immer keine Verfassung, wie das im Art.
146 GG seit der Existenz des Grundgesetzes fiir die BRD auch heute noch (trotz
inzwischen vieler Anderungen des Grundgesetzes fiir die BRD) zum Ausdruck kommt.
Ware der Art. 146 GG jemals effiillt worden, wiirde heute im Art. 146 GG vermutlich so
etwas wie ,weggefallen stehen und von einem Grundgesetz wére nicht mehr die Rede
— es wiirde nédmlich dann Verfassung genannt werden miissen.

Beispielsweise auch die Hitler-Verordnung JBeitrO (Justizbeitreibungsordnung), die
von ,amts“walterischen Kreisen angewandt wird, wurde ausdriicklich in
deklaratorischer Form mit dem Kontrollratsgesetz Nr. 1 betreffend die Aufhebung von
NS-Recht vom 20.09.1945, aufgehoben. GemaR BGBI. | Nr. 59, S. 2614, Art. 4 vom
23.11.2007, wurde das Besatzungsrecht (SHAEF, SMAD, usw.) einmal mehr wieder in
Kraft gesetzt (salopp formuliert: Aufhebung der Aufhebung= Urzustand= geltendes
Besatzungsrecht); Herr Wolfgang Schéuble (,Bundesfinanzminister), einer der
gliihendsten Verfechter der ESM-Bank(en)diktatur brachte das im Rahmen des
European Banking Congress in Frankfurt a. M. am 18.11.2011 mit folgendem Satz
eloquent auf den Punkt, Zitat:

L2Und wir in Deutschland sind seit dem 08. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll
souverdn gewesen.” ... (s. auch Art. 120 Abs. 1 Satz, 125 GG, usw.)
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... sowie der Mutterkonzern auf nationaler Ebene:

Company Search Results

Select a company from the st below:
‘Can' find the company you are looking for? Try (efining your search.

Sorthstby: Feiciar
< previous page Showing page 1 of 3 pages

Headguarters

Headguar

Gemat dem BGEL. | Nr. 40, 5. 455 [456], Art. 1 Punkt 13. vom 12.09.1950 wurden
Staatsgerichte aufgehoben *Die Gerichte sind Staatsgerichte. ...* und zugleich ,

Die_Privatgerichtsbarkeit ist aufgehoben; an ihre Stelle trtl die Gerichisbarkeit
desjenigen Buncessiaales, in welchem sie ausgeubl wurde. .." - aufgehoben
(analog: Aufhebung der Aufhebung= Urzustand oder doppeite Verneinung=
Bejahung, so gesehen d. Privatgerichtsbarkeit demnach also wisder eingefiihrs).

Demnach hitte man - sozusagen noch in der taufrischen BRD - z.B.
Privatgerichte, sie zihlen auch zu den Ausnahmegerichten/Sondergerichten,
durch die Hintertiir wieder eingefiihrt, obgleich diese schon 1877 offiziell
abgeschafft wurden (RGBI. Band 1877, Nr. 4, Seite 41 [43] vom 27.01.1877)!

Seite 5von 21
Merkbiatt-Amtswalter| Standt Juii 2020, Rev. 1




[image: image16.png]Hoppenstedt Vollprofil

L

Bundesrepublik Deutschland

svase Platz dor Popubik 88 wechselnde Angaben

o 70557 Barin “wechseinde Angaben

Tosbn e wechseide Angaben

Fax (@022 mer 40 ‘wechselnde Angaben

narmat i fwwibundesiag de_Wechselnde Angaben

Allgamaln Inormationan “Top
Fachsiorm AnstaltKtvperschatt dos cfentichen Rechis

Brancha <Top
Branche WZ 20 74158 73110

‘Branche WZ 2008
LS SICCoda. srer oz

= “Top
Ao Beigen =
‘Araah Menheisbetsiigungen . 42 «

5

s

‘Anzanl Kenzammigladar

Sonstiges
Hoppsnstast Fimant.

“Top

© 2009 Hoppanstodt Finmaninformationsn GmbH, Darmstadt

Im 12dhrigen tausendjihrigen Reich (der NS-Diktatur), wurde das
Ausnahmegericht/Sondergericht hingegen mittels des Ermichtigungsgesetzes
fundiert — und dann im weiteren Verlauf unter Anderem die elementare
Grundiage des Verfassungsstaat bildendenden Prinzips der Gewaltenteilung
durchbrochen wurde!

Davon abgesehen, ab nun der § 15 GVG im September 1950 ganz oder teitweise
aufgehoben wurde — jedoch spatestens am spatestens (andere Argumentationen
Iegen dieses Daturn additiv unter Anderem auch wegen der Aufhebung des raumlichen
Geltungshereiches - Art. 23 des Grundgesetzes [im Dezember 1982 mit dem
sagenannten ,Europa-Artikel” hertuncht; s. BGBL | Nr. 58, S. 2086, 2087, vom
21.12.1892), wobei Artikel 144 Abs. 2 GG die Praambel des Grundgesetzes als
dessen normgebenden Bestandteil negiert - in das Jahr 1990 - z.8. BGBL Il Nr. 35, S
885 [390], Kapitel Il Art. 4 Punkt 2. vam 28.09.1990 1. V. m. BVerfG - 2 BvF 1/73 - B
111, 1. vam 31. Juli 1973 > § 31 Abs. 2 BVerfGG, 5. BGBL. | Nr. 70, . 1058 vom
30.08.1973) im Novemnber 2007 wieder in Kraft gesetzten Besatzungsrecht scheitert
auch der Amts'walter, welcher sich ,Richter’ nennt, denn gemaf den SHAEF-
Gesetzen mukten die Gerichte sowie auch jeder Richter, Staatsanwalt (StA via Art. 82
i.V.m. §7 GG unmiverstandlich der Exekutive zugeardnet), Natar, Rechtsanwalt oder
Polizist (Exekutive) ausdricklich durch den SHAEF-Gesetzgeber legitimiert worden
sein. Kann dieser Nachweis nicht erbracht werden, handeln folgich die in der
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[image: image17.png]Judikative und Exekutive sowie letztiich auch in der Legislative taigen Personen
illegal, also amtsanmaBend — so die logische Konsequenz

Zum , Amts walter in der Funktion des sogenannten ,Probe-Richters” ist auserdem wie
folgt zu beachten und Folge zu leisten

Weder das Grundgesetz fur die BRD noch die EMRK (hier insbesondere Art. 6 Abs. 1
Satz 1 EMRK) lassen bis heute ,Gerichts"assessoren in Gestalt von Richtern auf
Probe an den ,Gerichten’ zu, wenn desen Amis'waltem richterliche
Entscheidungsgewalt ubertragen werden soll Entsprechende
Geschaftsverteilungsplane sind ungultig, de jewelligen Prasiden stehen im
dringenden Tatverdacht, bereits hier das Recht gemz § 339 StGB systematisch zu
beugen, denn das Erstellen der richterlichen Geschaftsverteilungsplane hat
unmittelbaren Einflud auf den grundgesetzlich unverbruchiich garantierten sachlich
und personlich unabhangigen gesetzlichen Richter gemak Art. 101 Abs.1 GG (einmal
abgesehen davon, dab § 15 d. mehrfach ungultigen/nichtigen GVG im September
1950 aufgehobeniweggefalen wurde) und § 16 (mehrfach ungultiges/nichtiges) GVG

Bereits 1955 hat das Bundesverfassungsgericht unter den Aktenzeichen 1 BvL 13/52,
1 Byl 21/52 im 3. Leitsatz fur alle Verfassungsorgane des Bundes und der Lander
sowie lle Gerichte und Behorden gemat § 31 Abs. 1 BverfGG erklar, dab ein Gericht
im Sinne des Grundgesetzes ein Gremium nur dann ist, wenn seine berufsrichterlichen
Mitglieder grundsatziich hauptamtlich und planmagig endgultig angestellt sind. Das
BverfG hat diese Ansicht aus dem Grundgesetz abgeleitet. Nach Artikel 20 Absatz 3
Grundgesetz ist die Gesetzgebung an die grundgesetzliche Ordnung gebunden

Der ,Beruf* des ,Gerichts“assessors (,Probe-Richter) stammt aus der Zeit des
NS-Terrorregimes  (,Verordnung zur _einheitlichen ~ Regelung  der
Gerichtsverfassung® vom 20. Mérz 1935 im NS-Terrorsystem: Art. VI, Hilfsrichter
§10 Abs.2) ...

.Soweit der Reichminister der Justiz ein Bedrfnis erkennt, kénnen bei

einem Gericht Richter beschéftigt werden, die bei ihm nicht planmaBig

angestellt sind, bei den Landgerichten und Amisgerichten auch

Gerichtsassessoren. Sie werden vom Présidenten des Oberlandesgerichts

einberufen.”

es ist dringend an der Zeit, auf der Basis der Tribunal Général-Entscheidung
vom 06.01.1947, die gemaR Art, 139 GG bis Gber den heutigen Tag hinaus die
drei Gewalten bindet, samtliche entgegen dieser Entscheidung im BRD-
Rechtssystem verwendeten _untergegangenen kodifizierten ~NS-Normen
auszumerzen und somit dem Grundgesetz (zunachst einmal ungeachtet anderer
Ungereirtheiten i. V. m. dem GG) fur de BRD zur Erfullung zu verheffen, damit
wenigstens annanemd eine funktionierende Rechtspflege - Uberhaupt erst einmal als
moglich erscheinen kennte

v Remonstration - ist Pflicht v/

Aus den Vorschriften des ,Beamten“rechts folgt die Pflicht des , Amts‘walters,
rechtméBig zu handeln und somit auch die Pflicht des ,Amts‘walters, seine
Handlungen im Rahmen seiner ,amts‘walterischen Aktivititen auf ihre
RechtmsRigkeit hin zu priffen (s. zB. auch OLG Koblenz U 1588/01). Die
Remonstrationspflicht (§ 36 BeamtStG, § 63 BBG) ist im , Amts“walteralltag ein
nur selten genutztes Recht, da ein Remonstrant haufig befiirchtet, als Querdlant
(oft werden seitens direkter Vorgesetzter oder hoherer StelleniPersonen
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[image: image18.png]beispielsweise ,Betreuungsverfahren® inszeniert, die dann penetrant an die
beriichtigten Querulanten-Prozesse der NS-Zeit erinnern, wobei tbrigens auch
sich gegen gegeniiber dem Recht extrem renitenten , Amts “waltern erwehrende
Opfer regelmaRig vor NS-Zeit-shnlichem Terror oft nicht verschont bleiben)
abgestempelt zu werden. Trotzdem oder gerade deshalb wird die Remonstration
in neueren Beitrigen zur Verwaltungsethik sowie zum Whistleblowing
(Aufdeckung von Skandalen/Verbrechen) zunehmend thematisiert.

Der ,Amts‘walter kann sich daher durch die Remonstration vor
Diszipiinarverfahren schitzen, wenn zB. spiter die Rechtswidrigkeit einer
Anordnung oder Vorschrift festgestellt wird. Gleiches gilt fir den Schutz vor
Schadensersatzforderungen nach §§839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG] I V. m. §5
VSIGB, wobei bei fortgesetzter willentlicherivorsitziicher MiRachtung der
Pflichten des ,Amts“walters, der ,Amts“walter nicht behaupten kann, er habe
nur seine Arbeit getan und von nichts gewuft.

B »Rechtspfleger®

Seitens des angeblichen Gesetzgebers wurde fur den , Amts'walter in der Funidion des
sogenannten ,Rechtspllegers’ zwar eine vermeintliche Norm geschaffen, das
.Rechtspflegergesetz (RPAIG), jedoch weist diese Norm eklatante Mangel auf,
wodurch das RPAIG mehrfach ungultiginichtig ist Erstens, das RPAIG hat keinen
raumlichen Geltungsbereich (s. dazu wie im Abschnitt A bereits vorgetragen)
und verstsRt zweitens, seit dessen Verkiindung (BGBL. I, Nr. 2 vom 08.02.1957,
Seite 18) bis dato (incl. d. 1969er Neufassung) gegen das Zitiergebot (zB.: § 4
Abs. (2) Nr. 2.a bis 2.c RPfIG > Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 GG) — ein Himweis auf die
Einschrankung von Grundrechten fehit im RPAIG bis heute génzlich!

Dt ,Rechtspfleger” keine Richter sind, wird auch im Rahmen der §§ 4 Abs. (1) und
insbesondere (2) Nr. 2.a bis 2.c . V. m. 20 Abs. 17 (mehrfach ungultiges/ichtiges)
RPAIG 1. V. m. 766 (mehrfach ungultigemichtige) ZPO, sehr deutlich (Att. 101 GG).
Schon von daher verbietet sich der Einsatz des ,Amts"walters in der Funktion des
sogenannten ,Rechtspilegers’  beispielsweise  sowohl im  Rahmen eines
Zwangsversteigerungsverfairens bei der Durchfihrung einer Zwangsversteigerung,
aber auch im Zwangsvollstreckungsverfahren - ganzlich von selbst, was zum Ende des
folgenden Abschnittes C weiter belevchtet wird

Da der , Amts'walter in der Funktion des sogenannten ,Rechtspflegers’ auberdern (s
dazu wie im Abschnitt A bereits vorgetragen > raumlicher Geltungsbereich von
Normen; Ausnahme, bzw. Sondergerichtsbarkeit, fragliche Legitimation) in
Kombination mit einem mehrfach unguligen/nichtigen RPAG (die rechtlich ohnehin
fragwiirdigen ,Ubertragungen von Geschiften® entfallen somit ganzlich) sowie
der hypothetischen Exekutive zugehorig ist, jedoch blicherweise gleich einem Richter
der hypothetischen Judikative - Beschlusse oder Anordnungen mit fur seine Opfer
weitreichenden  Konsequenzen fat (z.B. das Erteilen von Vollstreckungsklauseln,
einen Zuschlagsbeschlud oder die Bestallung einer Zwangsverwaltung im Rahmen
eines Zwangsversteigerungsverfahrens), ergeben sich aus der Tatigkelt des
L Amts"walters in der Funktion des sogenanrten ,Rechtspflegers” somit insgesarmt auch
VerstoBe gegen die Gewaltenteilung (Art. 20 Abs. 2 Satz 2 Hs. 2 GG), die
Rechtssicherheit u_das Bestimmtheitsgebot (Art. 20 und Art. 80 Abs. 1 Satz 2

Art103 Abs, 2 GG) und das Rechisstagtorinzio (Art, 20 Abs. 3 und Art, 20 Abs. 1
3 Gon D el
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Aus den Vorschriften des ,Beamten“rechts folgt die Pflicht des , Amts‘walters,
rechtméBig zu handeln und somit auch die Pflicht des ,Amts‘walters, seine
Handlungen im Rahmen seiner ,amts‘walterischen Aktivititen auf ihre
RechtmsBigkeit hin zu priffen (s. zB. auch OLG Koblenz U 1588/01). Die
Remonstrationspflicht (§ 36 BeamtStG, § 63 BBG) ist im , Amts“walteralltag ein
nur selten genutztes Recht, da ein Remonstrant haufig befiirchtet, als Querdlant
(oft werden seitens direkter Vorgesetzter oder hoherer StelleniPersonen
beispielsweise ,Betreuungsverfahren® inszeniert, die dann penetrant an die
beriichtigten Querularten-Prozesse der NS-Zeit erinnern, wobei librigens auch
sich gegen gegeniiber dem Recht extrem renitenten , Amts “waltern erwehrende
Opfer regelmaig vor NS-Zeit-shnlichem Terror oft nicht verschont bleiber)
abgestempelt zu werden. Trotzdem oder gerade deshalb wird die Remonstration
in neueren Beitragen zur Verwaltungsethik sowie zum Whistleblowing
{Aufdeckung von Skandalen/Verbrechen) zunehmend thematisiert.

Der ,Amts‘walter kann sich daher durch die Remonstration vor
Diszipiinarverfahren schitzen, wenn zB. spiter die Rechtswidrigkeit einer
Anordnung oder Vorschrift festgestellt wird. Gleiches gilt fir den Schutz vor
Schadensersatzforderungen nach § 839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG] 1. V. m. §5
VStGB, wobei bei fortgesetzter willentlicherivorsitziicher MiBachtung der
Pflichten des , Amts“walters, der ,Amts“walter nicht behaupten kann, er habe
nur seine Arbeit getan und von nichts gewuft.

Der angebliche BRD-Gesetzgeber hat bis dato fur den Berufsstand des
JGerichtsvollziehers' noch kein eigenes Gesetz geschaffen. Der sogenanite
. Gerichtsvollzieher” bezieht seine vermeintliche Rechtsstellung daher aus den §§ 154
und 155 (mehrfach ungultigesinichtiges) GVG, seit 01.01.2013 802a ff. sowie 753
(mehrfach ungultigefnichtige) ZPO und zwei Verwaltungsvorschriften, namiich der
GVO und der GVGA, wobei sowohl norminterpretierende als auch
normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften keine Rechtsnormen im materiellen
S (keine materiellen  Gesetze) darstellen. Grundsatzlich komrmt  den
Verwaltungsvorschriften  keine nach auten wirkende Verbindichkeit zu. Eine
auferhab der Verwaltung stehende Person hat deshalb keinen Anspruch darauf, dat
die ,Behorde” gemats der Verwaltungsvorschrift entscheidet. Die ,Gerichte’ (s. dazu
wie' im Abschnitt A bereits vorgetragen) konnen grundsatzlich bei ihrer
Entscheidungsfindung von den Regelungen in den Verwaltungsvorschriften zu
Gunsten bzw. zu Ungunsten der von inen betroffenen (natirlichen oder juristischen)
Personen abweichen

EG-Richtlinien miissen so in nationales Recht umgesetzt werden, dak etwaig
hiercurch begrindete Rechte fur den Einzelnen erkennbar sind und er sie geltend

Seite 9 von 21
Merkblat-Amtswalter | Stand: Juli 2020, Rev. 7




[image: image20.png]machen kann. So verneinte der EuGH, dafR diese Anforderungen beispielsweise durch
Umsetzung einer Richtlinie in der TA-Luft erfiillt seien, obwohl diese eine
normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift (Vw\V) darstellt. Erforderlich seien
vielmehr Rechtsnormen im materiellen Sinn, also materielle Gesetze (EuGH, Slg.
1991, S. |-2567, Urteil vom 30. Mai 1991, Rs. C-361/88) — GVGA und GVO bilden in
diesem Kontext sicher keine Ausnahme.

Im Jahr 2004 hatte das Bundesverwaltungsgericht tiber eine
anspruchskonkretisierende Verwaltungsvorschrift im Sozialrecht zu entscheiden. Es
entschied, daR Verwaltungsvorschriften mit unmittelbarer AuBenwirkung gegeniiber
Dritten den Betroffenen vollstandig bekannt zu machen sind und leitete dies aus dem
Rechtsstaatsprinzip und der Garantie des effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4
GG) her. Das Fehlen der Veréffentlichung filhrt bei dieser Art von
Verwaltungsvorschrift zu ihrer Unwirksamkeit (BVerwG, Urteil des flinften Senats vom
25. November 2004, Az. 5 CN 1.03) — regelmdBig versenden jedoch sogenannte
.Gerichtsvollzieher® Drohbriefe (z.B. Androhungen der Gewalttatigkeit und illegalen
Inhaftierung), ohne eine konkrete, bzw. vermeintlich-rechtliche Grundlage zu nennen
(die materiell-rechtlich nicht verbindlichen Verwaltungsvorschriften GVGA u. GVO
werden regelméRig verschwiegen, obgleich nach diesen verfahren wird, z.B. § 185 d
GVGA).

So weist beispielsweise der § 183 (zuvor 185 d) GVGA (,,Durchfiihrung des
i Ele o ict bindlict v ! hrif

konsequent mifachtet und so der sogenannte ,Gerichtsvollzieher® (Exekutive

zum ,Richter (Judikative) und Henker (Exekutive) in Personalunion gemacht:

(bis 31.08.2013) § 185 d Abs. 2 GVGA (,,Durchfiihrung des Termins®)
Zu Beginn des Termins belehrt der Gerichtsvollzieher den Schuldner eingehend iiber
die Bedeutung einer eidesstattlichen Versicherung und weist auf die Strafvorschriften
der §§ 156 und 161 StGB hin. Der Gerichtsvollzieher macht ihn auf besondere
Fehlerquellen, die sich beim Ausfiillen des Vermégensverzeichnisses ergeben,
aufmerksam. Er hat das Vermégensverzeichnis mit dem Schuldner erschépfend
durchzusprechen und fehlende oder unzureichende Angaben ergédnzen oder
verbessern zu lassen. Der Gerichtsvollzieher trégt dafiir Sorge, dal3 der Schuldner
beim Ausfiillen des Vermégensverzeichnisses auch § 807 Absatz 2 ZPO Geniige
getan hat. Dem Schuldner nicht verstédndliche Begriffe erldutert er. Der
Gerichtsvollzieher hat auf Vollstindigkeit der Angaben unter Beachtung der vom
Glédubiger im Termin oder zuvor schriftlich gestellten Fragen zu dringen. Auf ein
erkennbar unvollstdndiges Vermégensverzeichnis darf die eidesstattliche Versicherung
nicht abgenommen werden, es sei denn, der Schuldner erklért glaubhaft, genauere
und vollsténdigere Angaben insoweit nicht machen zu kénnen. Der Gerichtsvollzieher
hat nach § 807 Absatz 3 Satz 2 ZPO in Verbindung mit § 480 ZPO den Schuldner iiber
die Bedeutung und Strafbarkeit einer vorsétzlichen (Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren)
oder fahrldssigen (Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr) falschen eidesstattlichen
Versicherung (§§ 156, 161 StGB) zu belehren. Der Schuldner hat an Eides statt zu
versichern, dal3 er die verlangten Angaben nach bestem Wissen und Gewissen richtig
und vollstdndig gemacht hat. Bei der Abnahme der eidesstattlichen Versicherung
verfdhrt der Gerichtsvollzieher in entsprechender Anwendung der Vorschriften
der §§ 478 bis 480 und 483 ZPO [Anm. s.: §§ 30 (1) Nr. 9 GVGA > 94 FamFG >883
ZPO (2) Satz 3] Uber den Ablauf des Termins erstellt der Gerichtsvolizieher in
entsprechender Anwendung der §§ 159 bis 163 ZPO ein Protokoll. Soweit ein
amtlicher Protokollvordruck eingefiihrt ist, hat sich der Gerichtsvollzieher desselben zu
bedienen. Zu den in das Profokoll aufzunehmenden rechtserheblichen Erkldrungen
des Schuldners zéhlen auch die von ihm vorgebrachten Griinde, aus denen er die
eidesstattliche Versicherung nicht abgeben will [Anm.. Seit 01.09.2013 anderer
Wortlaut u. .bundeseinheitlich” §. 138 Abs. 2 GVGA]
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[image: image21.png]§ 478 (mehrfach ungiiltige/nichtige) ZPO - Eidesleistung in Person
Der Eid mul3 von dem Schwurpflichtigen in Person geleistet werden.

§ 479 (mehrfach ungiiltige/nichtige) ZPO - Eidesleistung vor beauftragtem oder
ersuchtem Richter
(1) Das Prozeflgericht [Richter] kann anordnen, daf3 der Eid vor einem seiner
Mitglieder oder vor einem anderen Gericht [Richter] geleistet werde, wenn der
Schwurpflichtige am Erscheinen vor dem ProzefBlgericht [Richter] verhindert ist oder
sich in groBer Entfernung von dessen Sitz aufhélt und die Leistung des Eides nach §
128a Abs. 2 nicht stattfindet.

(2) Der Bundesprésident leistet den Eid in seiner Wohnung vor einem Mitglied des
Prozef3gerichts [Richter] oder vor einem anderen Gericht.

§ 480 (mehrfach ungiiltige/nichtige) ZPO - Eidesbelehrung
Vor der Leistung des Eides hat der Richter den Schwurpflichtigen in angemessener
Weise (iber die Bedeutung des Eides sowie dariiber zu belehren, dal3 er den Eid mit
religiéser oder ohne religiose Beteuerung leisten kann.

§ 483 (mehrfach ungiiltige/nichtige) ZPO - Eidesleistung sprach- oder hérbehinderter
Personen

(1) Eine hér- oder sprachbehinderte Person leistet den Eid nach ihrer Wahl mittels
Nachsprechens der Eidesformel, mittels Abschreibens und Unterschreibens der
Eidesformel oder mit Hilfe einer die Verstdndigung erméglichenden Person, die vom
Gericht [Richter] hinzuzuziehen ist. Das Gericht [Richter] hat die geeigneten
technischen Hilfsmittel bereitzustellen. Die hér- oder sprachbehinderte Person ist auf
ihr Wahlrecht hinzuweisen.

(2) Das Gericht [Richter] kann eine schriftliche Eidesleistung verlangen oder die
Hinzuziehung einer die Verstdndigung ermdglichenden Person anordnen, wenn die
hér- oder sprachbehinderte Person von ihrem Wahlrecht nach Absatz 1 keinen
Gebrauch gemacht hat oder eine Eidesleistung in der nach Absatz 1 gewéhlten Form
nicht oder nur mit unverhéltnisméBigem Aufwand méglich ist.

Zudem: Laut § 889 (mehrfach ungiltige/nichtige) ZPO ware die ,Eidesstattliche
Versicherung nach biirgerlichem Recht” vorgeschrieben, was in § 261 Abs. 1 a. F.
BGB bis zum 31.12.2001 wie folgt geregelt war:

§ 261 Abs. 1 a. F. BGB
(1) Die eidesstattliche Versicherung ist, sofern sie nicht vor dem Vollstreckungsgericht
[Richter] abzugeben ist, vor dem Amtsgericht [Richter] des Ortes abzugeben, an
welchem die Verpflichtung zur Rechnungslegung oder zur Vorlegung des
Verzeichnisses zu erfiillen ist. Hat der Verpflichtete seinen Wohnsitz oder seinen
Aufenthalt im Inlande, so kann er die Versicherung vor dem Amtsgericht [Richter] des
Wohnsitzes oder des Aufenthaltsorts abgeben.

807 Eidesstattliche Versicherung) und bls zum 31 12.2012 900

weisen ebenfalls eklatante Verstol&e egen dle Gewaltentellun Art 20 Abs. 2
Satz 2 Hs. 2 GG), die Rechtssicherheit u. das Bestimmtheitsgebot (Art. 20 und
Art. 80 Abs. 1 Satz 2, Art 103 Abs. 2 GG) und das Rechtsstaatprinzip (Art. 20 Abs.
3 und Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG) auf. Die aus der NS-Zeit gezogenen Lehren
werden in § 802a- c-e-f- -i 807 mehrfach ungiiltige/nichtige) ZPO ebenfalls S.

D|e §§ 154 GVG (mehrfach ungultlg/nlchtlg [VerstoB gegen das thlergebot] sowie [§ 1
(rdumlicher Geltungsbereich) aufgehoben > BGBI. | Nr. 18, S. 866 [867], Art. 14 vom
19.04.2008)) i. V. m. ,E. Zwangsvollstreckung durch Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung und durch Haft; Vorflihrung von Parteien und Zeugen® GVGA i. V. m.
den in GVGA (keine Rechtsnorm im materiellen Sinn!) bezgl. auf ZPO (mehrfach
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[image: image22.png]ungiltig/nichtig  [VerstoR gegen das Zitiergebot] sowie [§ 1 (rdumlicher
Geltungsbereich) aufgehoben > BGBI. | Nr. 18, S. 866 [873], Art. 49 vom 19.04.2008)),
GVG (mehrfach ungiiltig/nichtig [VerstoR gegen das Zitiergebot] sowie [§ 1 (raumlicher
Geltungsbereich) aufgehoben > BGBI. | Nr. 18, S. 866 [867], Art. 14 vom 19.04.2008)),
StPO (mehrfach ungliltig/nichtig [VerstoR® gegen das Zitiergebot] sowie [§ 1 (rAumlicher
Geltungsbereich) aufgehoben > BGBI. | Nr. 18, S. 866 [876], Art. 67 vom 19.04.20086])
AO (mehrfach ungliltig/nichtig [Versto® gegen d. Zitiergebot u. fehlender raumlicher
Geltungsbereich]), JBeitrO (Justizbeitreibungsordnung vom 11.03.1937 aus der NS-
Zeit, Hitler- Verordnung ungiiltig/nichtig!) und Weitere Normen auf die verW|esen erd
- bllden eln

Art. 28 Abs. 1 Satz1 GG verstol&en wird!

Hinweis zu den analysierten Verwaltungsvorschriften: Analysiert wurden GVO-Niedersachsen und GVGA-Niedersachsen (keine
Rechtsnormen im materiellen Sinn!) in ihrer zur Stunde (wahrend der Erstellung des vorliegenden Merkblattes) aus dem
Internet jeweils erhéltlichen Fassung (die materiell-rechtlich irelevanten Verwaltungsvorschriften GVO & GVGA sind zwar
gleichgeschaltet, aber dennoch sogenannte ,Léndersache”; eventuelle Abweichungen in Relation zu anderen Bundeslandem
d. BRD sind daher im vorliegenden Merkblatt nicht beriicksichtigt), wobei z.B. das Land Hessen die materiell-rechtlich
irrelevanten Verwaltungsvorschriften GVO & GVGA im Internet nicht, hingegen bspw. die Lander NRW (dort einzig bzgl. GVO u.
GVGA bis 31.08.2012 ,,aufgehoben” zu lesen, GVO u. GVGA ab 01.09.2012 waren etliche Monate nicht auffindbar) die materiell-
rechtlich irrelevanten Verwaltungsvorschriften GVO & GVGA und Bayern Neufassungen der materiell-rechtlich irrelevanten
Verwaltungsvorschriften GVO & GVGA prasentieren. Die Bandbreite der Irrefiihrung des Burgers ist demnach sehr groB
gehalten.

Warum es ausgerechnet einem ,Gerichtsvollzieher* erlaubt sein soll, seinem Opfer
unter Androhung von Gewalt und illegaler Inhaftierung einen Eid (dazu gehért auch die
sogenannte ,eidesstattliche Versicherung® oder auch ,Vermdgensauskunft* genannt)
abzupressen (geschweige denn, wegen der génzlich fehlenden Rechtsgrundlagen in
irgendeiner Weise (berhaupt vollzieherisch téatig zu werden), obgleich diese
MaRnahme dem rangmaRig héher stehenden ,Rechtspfleger” gem. § 4 Abs. 1
(mehrfach ungiiltiges/nichtiges) RPfIG nicht einmal anzuordnen gestattet ist, bleibt
dabei auch dem geneigtesten Leser verschlossen.

Zu all dem addiert sich ...

.. der sogenannte ,Amtseid" ist wie folgt definiert:

Von den Eiden im Sinne des § 153 ff. StGB ist der Amtseid zu unterscheiden. Im
offentlichen Recht stellt der Amtseid der Beamten, Richter und Zeit- und
Berufssoldaten sowie der gewéhiten hohen Reprédsentanten des Staates, wie
Bundesprésident, Bundeskanzler eine Amtspflicht dar. Die Eidesleistung ist nicht
Voraussetzung fiir die Ubernahme des Amtes, sondern lediglich eine Folge dessen.
Amtsbegriindend (konstitutiv) ist die Ubergabe der Ernennungsurkunde, bzw. im Falle
des Bundesprésidenten die Erkldrung der Annahme der Wahl, sofern die Amtszeit des
Vorgéngers bereits endete. Die Eidesleistung ist ein rein deklaratorischer Akt, der nach
aulRen hin die Ubernahme der neuen Aufgabe ausdriickt. Diese Vereidigung auf das
Grundgesetz wird nicht von einem Richter oder einem Gericht abgenommen und ist
daher beim Bruch des Eides nicht als Meineid strafbar.

Des Weiteren, wenn sich das Personal der gesamten Legislative, Judikative u.
Exekutive einer Verantwortung im Sinne des § 153 ff. StGB enthalt/entzieht, bzw.
selbst keinen verbindlichen Eid leistet oder nicht leisten will, kann von Niemandem
erwartet werden, einen verbindlichen Eid, zudem unter Androhung von Gewalt und
illegaler Inhaftierung, z.B. im Sinne der §§ 156 und 161 StGB zu leisten — denn der
Gleichheitssatz ius respicit aequitatem, ,Das Recht achtet auf Gleichheit®, ist ein
Grundsatz im Verfassungsrecht und schon die allgemeine Erklarung der
Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 (spater liber Art. 25 GG fiir die BRD
inhaltlich teils vélkerrechtlich verbindlich verankert > mittels, s. dazu BGBI. Il vom
22.08.1952, Ausgabe 14, Seite 685 [verbindliche Verankerung der EMRK fiir die BRD],
BGBI. Il vom 20.11.1973, Ausgabe 60, Seite 1533 [verbindliche Verankerung des
ICCPR - International Covenant on Civil and Political Rights] sowie das BGBI. Il vom
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[image: image23.png]24.11.2009, Ausgabe 36, Seite 1223 [Inkraftsetzung des Vertrages v. Lissabon und in
dessen Artikel 6 auch die Anerkennung der EU-GRCharta]) der Vereinten Nationen
verkiindet dazu in Art. 1 Satz 1:

Alle Menschen sind frei und gleich an Wiirde und Rechten geboren.

Im Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes fiir die BRD ist der Gleichheitssatz, der zugleich
auch das Willkiirverbot reprasentiert, ebenfalls manifestiert.

Fernerhin, Protokoll Nr. 4 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte
(Volkerrecht) und Grundfreiheiten, durch das gewisse Rechte und Freiheiten
gewdhrleistet werden, die nicht bereits in der Konvention oder im ersten
Zusatzprotokoll enthalten sind, in der Fassung des Protokolls Nr. 11, StraRburg,
16.1X.1963, darin:

Artikel 1 — Verbot der Freiheitsentziehung wegen Schulden

Niemandem darf die Freiheit allein deshalb entzogen werden, weil er nicht in der Lage
ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.

Das Protokoll Nr. 4 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten Art. 1 wiirde sogar auch dann greifen k&nnen, wenn alles nach
scheinbar giiltigem Recht/Gesetz verlaufen ware, die Amtswalter legitimiert waren,
keine hindernden VerstéRe und Formfehler vorliegen wiirden und § 275 Abs. 2 BGB,
bzw. §§ 275 a. F. sowie 280 BGB eine Schuld nicht von vorn herein negieren.

Mit der neuen GVO (keine Rechtsnorm im materiellen Sinn!) wurde zum 01.09.2012
zudem BRD-einheitlich die Rechtsstellung des sogenannten ,Gerichtsvollziehers®
aufgehoben; sie lautete:

§ 1 GVO - Rechtsstellung des Gerichtsvollziehers
Der Gerichtsvollzieher ist Beamter im Sinne des Beamtenrechts.
- und im weiteren Verlauf -
(spétestens seit 01.09.2013) zu § 1 GVO — Dienstaufsicht

Bei der ihm zugewiesenen Zwangsvollstreckung handelt der Gerichtsvollzieher
selbststédndig. Er unterliegt hierbei zwar der Aufsicht, aber nicht der unmittelbaren
Leitung des Gerichts. Unmittelbarer Dienstvorgesetzter des Gerichtsvollziehers ist der
aufsichtfiihrende Richter des Amtsgerichts.

Da keine neue, zumindest vermeintliche Rechtsstellung des sogenannten
.Gerichtsvollziehers® genannt wurde - ist der ,Amts“walter in seiner Funktion als
.Gerichtsvollzieher” daher offenkundig privat - von lat. privatus; Partizip Perfekt Passiv
von privare, ,abgesondert, beraubt, getrennt”, privatum, ,das Eigene® und privus, fiir
sich bestehend®; in §§ 10, 11, 12, 19, 52, 55, 56, 70, 81 GVO (keine Rechtsnorm im
materiellen Sinn!) ist jedoch noch die Rede vom vermeintlichen Beamten — also nicht
einmal in sozusagen homd&opathisch erahnbarer Dosis wenigstens mit
Lamts“walterischen Schein-Rechten ausgestattet.

Der ,,Amts“walter in der Funktion als sogenannter ,Gerichtsvollzieher” handelt
all demzufolge ebenso ohne eine rechtliche Grundlage - also
rechtswidrig/amtsanmaflend, wenn er z.B. ausgehend von Abschnitt ,C.
Zwangsvollstreckung zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen“ oder ,F.
Vollziehung von Arresten und einstweiligen Verfiigungen“ der GVGA (keine
Rechtsnorm im materiellen Sinn!) eine Tat plant oder gar aufgrund eines
(Schein)-Beschlusses oder einer (Schein)-Anordnung in diesem Sinne vollendet.

Obwohl an dieser Stelle bereits mehr als offenkundig ist, da der ,Amts“walter in der
Funktion des Gerichtsvollziehers seine Taten génzlich ohne rechtliche Grundlagen
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[image: image24.png]begeht, werden Lehrgange veranstaltet, die sozusagen per Suggestion eine rechtliche
Grundlage des ,Amts"walters in der Funktion des Gerichtsvollziehers simulieren sallen;
2B, - auszugsweises Zitat, incl. handschrifticher Anmerkungen

(5) Der Gliubiger ist vom Termin zu unierrichten

(6) Reehtshehelfsverfahiren: Das Widerspruchsverfanren (bisher § 900 Al 4 ZFO &

ist entfallent Bisher Konnte der Schuldner Binwendungen im Verfahren der cidesstatl
Versicherung nur gem8 § 900 Abs, 4 ZPO_im Termin vorbringen. Dancben war dic
Erinnerung, § 766 ZPO, nich zulissig (BGH NIW-RR 2011, 1693), Nun gilt das Ge

Der Schuldae hat die Moglichkei, sich mit einer Erianerung nach § 766 7P0 g
(% Oy N S Wy

wobei allerdings wie folgt offenkundig (§ 291 mehrfach ungaltige/nichtige ZPO -
Offenkundige Tatsachen > Tatsachen, die bei dem Gericht offerundi sind, bedirfen
keines Beweises. | Ehenso auch: Eine offenkundige Tatsache ist ein Faktum, dessen
Wahrheit sich aus allgemein zuganglichen Quellen ergibt und fur jedermann
nachvollziehbar ist) ersichtlich wird

Aus dem § 732 (mehrfach ungaltige/nichtige) ZPO resuliert, da® es sich um das
sagenannte Klauselverfahren im Rahmen der Zwangsvallstreckung handelt, welches
gemat den §§ 723 ff. (mehrfach ungultige/nichtige) ZPO den Weg fur das ,Recht’ des
sagenannten Glaubigers ebnen soll

Hintergrund  der  Klauselerteiling  ist vor allem die  Formalisierung  der
Zwangsvolistreckung - das sogenannte Volistreckungsorgan soll sich allein auf den
titulierten Anspruch veriassen kannen und keine in der Regel umfangreichen und
juristisch schwierigen Profungen durchfhren mossen. Es proft nur die formellen
Voraussetzungen und deren Zulissigkeit, nicht aber die (materielle)
Rechtmatigket des Titels

Wie im Abschnitt B des vorliegenden Merkblattes bereits festgestellt, mangelt s
jedoch auch dem ,Amts'walter in der Funktion des ,Rechtspflegers” insgesamt an
einer rechtichen Grundiage seiner Aktivitaten (zB. fur das Erteilen von
Vollstreckungsklauseln) — und somit mangelt es seit der Verkindung (1957) des
Rechtspflegergesetzes (RPAIG) auch dem gesarten Volistreckungsverfahren im
Ansatzan den essentiellen formellen Vorauss etzungen und dessen Zulissigkeit!

GemiR § 766 Abs. 1, 732 Abs. 1 (mehrfach ungiiltige/nichtige) ZPO resultiert
daher die logische Konsequenz - wegen der fehlenden formellen
Voraussetzungen und der daraus resultierenden Unzulissigkeit, beispielsweise
jedwedes durch ,Rechtspfleger® gefiihrte Vollstreckungsverfahren incl. daraus
erteilter Klausel - unverziiglich aufzuheben, es hitte von vorn herein nicht
geschehen diirfen.

Der ,Amts‘walter in der Funktion als sogenannter ,Gerichtsvollzieher* handelt
all demzufolge sozusagen um so mehr ohne eine rechtiiche Grundlage - also
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[image: image25.png]rechtswidrigiamtsanmaBend, wenn er zB. ausgehend von Abschnitt ,C.
Zwangsvollstreckung zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen® oder ,F.
Vollzishung von Arresten und einstweiligen Verfiigungen® der GVGA (keine
Rechtsnorm im materiellen Sinnl) eine Tat plant oder gar aufgrund eines
(Schein)-Beschlusses oder einer (Schein)-Anordnung in diesem Sinne vollendet.

v Remonstration - ist Pflicht v’

Aus den Vorschriften des ,Beamten“rechts folgt die Pflicht des , Amts‘walters,
rechtméBig zu handeln und somit auch die Pflicht des ,Amts‘walters, seine
Handlungen im Rahmen seiner ,amts‘walterischen Aktivititen auf ihre
RechtmBigkeit hin zu priffen (s. zB. auch OLG Koblenz U 1588/01). Die
Remonstrationspflicht (§ 36 BeamtStG, § 63 BBG) ist im , Amts“walteralltag ein
nur selten genutztes Recht, da ein Remonstrant haufig befiirchtet, als Querdlant
(oft werden seitens direkter Vorgesetzter oder hoherer StelleniPersonen
beispielsweise ,Betreuungsverfahren® inszeniert, die dann penetrant an die
beriichtigten Querularten-Prozesse der NS-Zeit erinnern, wobei brigens auch
sich gegen gegeniiber dem Recht extrem renitenten , Amts “waltern erwehrende
Opfer regelmaig vor NS-Zeit-shnlichem Terror oft nicht verschont bleiben)
abgestempelt zu werden. Trotzdem oder gerade deshalb wird die Remonstration
in neueren Beitragen zur Verwaltungsethik sowie zum Whistleblowing
(Aufdeckung von Skandalen/Verbrechen) zunehmend thematisiert.

Der ,Amts‘walter kann sich daher durch die Remonstration vor
Diszipiinarverfahren schitzen, wenn zB. spiter die Rechtswidrigkeit einer
Anordnung oder Vorschrift festgestellt wird. Gleiches gilt fir den Schutz vor
Schadensersatzforderungen nach § 839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG] I V. m. §5
VStGB, wobei bei fortgesetzter willentlicherivorsitziicher MiRachtung der
Pflichten des ,Amts“walters, der ,Amts“walter nicht behaupten kann, er habe
nur seine Arbeit getan und von nichts gewuft.

D ,Staatsanwalt*

Der angebliche BRD-Gesetzgeber hat bis dato fur den Berufsstand des
Staatsanwaltes’, der via Att. 92 i. V. m. 97 GG unmiBverstandlich der Exekutive
zZugeordnet ist, noch kein eigenes Gesetz geschaffen. Der sogenannte , Staatsanwalt
(fragliche Legitimation, wie im Abschnitt A bereits vorgetragen), weisungsgebunden
gem. den §§ 146, 147 (mehrfach ungultigesinichtiges) GVG, stitzt daher seine
Hendiungen im Wesentlichen auf die §§ (,Zehnter Titel — Staatsanwaltschaft ) des
(mehrfach ungultigen/nichtigen) GVG; der (mehrfach ungultigen/nichtigen) StPO; der
(mehrfach ungultigen/ichtigen) ZPO; dem SIGB (welches wohl in weiten Teilen nichtig
ist, s. dazu Gesetzgebungsverfahren, betreffend das materiellderogative Uberleiten
von Strafancrohungen, wie es mit Wirkung bis heute vor allem in strafrechtiichen
Anderungsgesetzen der Jahre 1969 und 1974 gepflegt wurde; derartige
Uberleitungsvorschriften sind nach Magabe des Bestimmtheitsgrundsatzes und des
Gebots der Normenklarheit grundgesetzwidrig und die daraus folgende Nichtigkeit
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[image: image26.png]betrifft weite Teile des Strafgesetzbuchs); dem JGG (Jugendgerichtsgesetz), zwei
Verwaltungsvorschriften (keine Rechtsnormen im materiellen Sinn!), den RiStBY
(Richtlinien fiir das Strafverfahren und das BuBgeldverfahren) und der MiStra
(Anordnung Uber Mitteilung in Strafsachen) — weshalb bereits an dieser Stelle
wegen der Anwendung ungiiltiger/nichtiger Gesetze (kein Vorgang, kein
Verfahren, keine Strafe - ohne Gesetz und ohne legale Amtswalter!) gegen den
Artikel 6 insbesondere Abs.1 EMRK (Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten) vehement verstoRen wird!

Erstmals in der Franzésischen Revolution setzte sich der Gedanke durch, daR ein
Richter, der einen Tatverdachtigen ermittelte, nicht unbefangen iliber die Frage
entscheiden konnte, ob der von ihm Verdachtigte auch tatséchlich der Schuldige war.
Es wurde deshalb eine vom Gericht unabhéngige Einrichtung geschaffen, die die
Untersuchungen eines Kriminalfalles fiihrte und die Anklage erhob. Dies war die
Geburtsstunde des Staatsanwaltes. Der Gedanke der Franzdsischen Revolution
schwappte nach Deutschland liber. Die Demokratisierungsbestrebungen des Jahres
1848 machten auch vor dem StrafprozeR nicht halt. Forderungen nach einer
Offentlichkeit des Strafverfahrens, nach Beteiligung von Laienrichtern und nach einer
Mitwirkung eines Staatsanwaltes lieRen sich nicht mehr zuriickdréngen.

Die (auch wegen fehlender rechtlicher Grundlagen) Stellung des
»Staats“anwaltes im Strafprozef, die heutzutage in der BRD gangige Praxis ist,
soll das Ergebnis blutiger Auseinandersetzungen in den Freiheitskriegen, fiir die
viele Kampfer fiir eine bessere Demokratie ihr Leben lieBen, sein?

Die Aufgabe des ,Amts“walters in der Funktion des ,Staats“anwaltes (im Idealfall auch
der Anwalt des Staates, welcher das Volk ist — was aber in der Realitat regelmaRig
eine Fiction und Farce ist) besteht unter Anderem darin, beispielsweise Offizialdelikte
(z.B. Urkundenfilschung, Rechtsbeugung oder Betrug, auch der Versuch ist strafbar)
der Strafverfolgung ,von Amts wegen® zuzufilhren. Der ,Amts“walter in der Funktion
des ,Staats“anwaltes steht am Anfang und am Ende eines jeden Strafverfahrens.
Jedes Strafverfahren beginnt mit dem Ermittlungsverfahren und darin kommt dem
LStaats“anwalt eine liberragende Stellung (und Verantwortung!) zu. Nach § 160
(mehrfach ungiiltige/nichtige) StPO entscheidet er bei Verdacht einer Straftat dariiber,
wie der Sachverhalt zu erforschen ist, er entscheidet dariiber, ob &ffentliche Anklage
erhoben wird oder ob die Ermittlungen eingestellt werden, ihm allein obliegt das
Anklagemonopol.

In der Hauptverhandlung vertritt der ,Amts“walter in der Funktion des ,Staats“anwaltes
die Anklage, wirkt durch eine Fiille von Handlungen auf den Ablauf der
+Gerichts“verhandlung ein und im Falle einer Verurteilung obliegt dem ,Staats“anwalt
die  Strafvollstreckung (§ 451 mehrfach ungiiltige/nichtige = StPO). Im
Ermittlungsverfahren kann er sich der Mithilfe des gesamten Polizeiapparates und aller
anderen ,Behérden” bedienen, wobei die Polizei nicht nur — wie jede andere ,Behdrde”
— Amts“hilfe zu leisten hat, zahlreiche Polizei,beamten” sind auch als Hilfs,beamte”
der ,Staats“anwaltschaft seinen direkten Weisungen unterworfen und diirfen in dieser
Eigenschaft Straftaten selbsttdtig untersuchen (§§ 161, 163 mehrfach
ungliltige/nichtige StPO).

Zugleich handelt der ,Amts“walter in der Funktion des ,Staats“anwaltes in
Unabhéngigkeit gegeniiber dem ,Gericht”, unterliegt jedoch uneingeschrankt der
Dienstaufsicht durch Vorgesetzte (§§ 144, 147 mehrfach ungiiltiges/nichtiges GVG).
Damit ist eine nicht unerhebliche EinfluBmdglichkeit auf die ,Staats“anwaltschaften und
LStaats“anwilte gegeben, zumal die Weisungsgeber nicht an die Schriftform gebunden
sind. Somit ist insgesamt jedweden rechtswidrigen Handlungen Tiir und Tor geéffnet,
weswegen wohl auch nur sehr selten ,Amts“walter z.B. wegen Urkundenfalschung,
Rechtsbeugung oder Betrug angeklagt und verurteilt werden (dies geschieht sehr oft
wohl eher nur, um dem Volk, welches der Staat ist, ,Frieden, Freiheit, Recht und
Ordnung“ gelegentlich zu Showzwecken vorzugaukeln oder/und wenn man sich
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[image: image27.png]untereinander los werden mochte und sich somit dls , rechtschaffener” ,Staats’ diener
inszeniert)

Ein,Recht auf den gesetzlichen Staatsanwalt’ gibt es in der BRD nicht und gesetzliche
Gerichte wurden bekanntlich (s. dazu Abschnitt A) im Septernber 1950 in der BRD
abgeschafft — und - so wundert es nicht, daf der ,Amts'walter in der Funktion des
Staats'anwaltes  letztlich  eine  Ausnahmegerichtsbarkeit/Sondergerichtsbarkeit
Garstell, dies stets insbesondere dann, wenn der , Amts'walter in der Funktion des
Staats'anwaltes Offizialdelikte, wie z.B. Urkundenfaschung, Rechisbeugung oder
Betrug — nicht verfolgt, bzw. die Ermittungen einstelt, obwohl solche Tatbestande oft

sogar offenkundig vorliegen  Die_schon aus der franzésischen Revolution

der sogenannte ,Staats“anwalt (Exekutive) zum Rlchter“ {Judikative) und
Henker (Exekutive) in Personalunion (VerstoR deaen die Gewaltenteiluna > Art,
20 Abs.2.Salz 2.Hs. 2 GG) —und so die Deckuna selbst detbster Straftaten

innerhalb der Legislative, Exekutive und Judikative méglich gemacht,

‘erstoRe gegen die Rechtssicherheit u, das Bestimmtheitsgebot (Arf, 20 und Ar,

MMWWMMJHE 2al TR = SIS
Hinzu kommt:

Immerhin schon nach Jahrzehnten, namlich am 25.07.2012 - stellte das sogenanrte
"Bundesverfassungsgericht" fest, daf das BRO-Wahlrecht grundgesetzwidrig ist und
war. Das betrifft nach derzeitigen Erkenntnissen alle sogenannten Bundestagswahlen,

die seit dem Jahr 1956 abgehalten wurden, wonach es eigentlich
selbstverstandlich sein sollte:

kein Vertrag Rechtskraft erlangen, wenn die dies veranlassenden Personen nicht

rechtsqitig gewshit wurden.

v Remonstration - ist Pflicht v’

Aus den Vorschriften des ,Beamten“rechts folgt die Pflicht des , Amts‘walters,
rechtméBig zu handeln und somit auch die Pflicht des ,Amts‘walters, seine
Handlungen im Rahmen seiner ,amts‘walterischen Aktivititen auf ihre
RechtméBigkeit hin zu priffen (s. zB. auch OLG Koblenz U 1588/01). Die
Remonstrationspflicht (§ 36 BeamtStG, § 63 BBG) ist im , Amts“walteralltag ein
nur selten genutztes Recht, da ein Remonstrant hufig befiirchtet, als Querdlant
(oft werden seitens direkter Vorgesetzter oder hoherer StelleniPersonen
beispielsweise ,Betreuungsverfahren® inszeniert, die dann penetrant an die
beriichtigten Querularten-Prozesse der NS-Zeit erinnern, wobei Ubrigens auch
sich gegen gegeniiber dem Recht extrem renitenten , Amts “waltern erwehrende
Opfer regelmaBig vor NS-Zeit-shnlichem Terror oft nicht verschont bleiben)
abgestempelt zu werden. Trotzdem oder gerade deshalb wird die Remonstration
in neueren Beitragen zur Verwaltungsethik sowie zum Whistleblowing
{Aufdeckung von Skandalen/Verbrechen) zunehmend thematisiert.

Der ,Amts‘walter kann sich daher durch die Remonstration vor
Disziplinarverfahren schitzen, wenn zB. spiter die Rechtswidrigkeit einer
Anordnung oder Vorschrift festgestellt wird. Gleiches gilt fir den Schutz vor
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[image: image28.png]Schadensersatzforderungen nach §§ 839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG]i.V.m. § 5
VStGB, wobei bei fortgesetzter willentlicher/vorsatzlicher MiRachtung der
Pflichten des ,,Amts“walters, der ,,Amts‘“walter nicht behaupten kann, er habe
nur seine Arbeit getan und von nichts gewuft.

AbschlieBend — und abgesehen von den Widrigkeiten, die sich bereits aus dem
Abschnitt A des vorliegenden Merkblattes ergeben, laufen bis dato samtliche
Entscheidungen des sogenannten "Bundesverfassungsgericht" auch dem Zitiergebot
zuwider und sind somit ungiiltig/nichtig, denn das ,Gesetz (ber das
Bundesverfassungsgericht® (BverfGG) weist in §§ 38, [ehemals 42] und 47 VerstdRe
gegen das Zitiergebot der Artikel 2 (2), 10, 13 und Art. 14 (1) GG auf.

Zur Entlarvung des rechtswidrigen Postulates des ,Handbuches der Rechtsférmigkeit",
wonach derzeit u. A. die Artikel 2 (1), 5 (2), 6 (1), 9 (1 u. 3), 12 (1), 14, 16a und 19 (4)
GG nicht dem Zitiergebot unterldgen, geniigt ein Blick in den Artikel 19 des
Grundgesetzes fiir die BRD, wonach es keine Einschrankungen der zu zitierenden
Grundrechte zu geben hat — sprich, Ausnahmen vom Zitiergebot kennt der Artikel 19
(1) Satz 2 des Grundgesetzes fiir die BRD nicht. Ebenso wollte es trotz subversiven
Widerstandes der Parlamentarische Rat verstanden wissen. In der 3. Lesung des
Hauptausschusses beantragte Dr. v. Mangoldt, einmal mehr eine unbehelligte GréRe
aus der NS-Zeit, am 08.02.1949 die Streichung des Art. 20c Abs. 1 Satz 2 - Zitat aus
dem Protokoll des Parlamentarischen Rates 48/49 S. 620, Sitzung vom 08.02.1949:

LJAulBerdem beantragen wir hier die Streichung des zweiten Satzes aus den Griinden,
die im Hauptausschul3 schon bei der zweiten Lesung angefiihrt worden sind. Durch die
Vorschrift des zweiten Satzes: ,Es darf nur als férmliches Gesetz erlassen werden und
muB das Grundrecht namentlich unter Angabe der es regelnden Gesetzesstelle
bezeichnen” werden dem Gesetzgeber Fesseln angelegt. Es ist damit zu rechnen, dal3
die gesetzgebenden Kérperschaften sehr hdufig vor der Notwendigkeit stehen werden,
ein Gesetz wegen irgendeines formellen Fehlers erneut zu erlassen, etwa wenn man
nicht daran gedacht hat, welches Grundrecht dadurch etwa verletzt werden kénnte.
Das ist eine sehr schwierige Frage. Wir wissen, dal man dariiber in der
Rechtsprechung sehr lange und sehr héufig dariiber gestritten hat, welches
Grundrecht (iberhaupt und wie weit es verletzt ist Diese Priifung, die der
Rechtsprechung obliegt und die doch einige Schwierigkeiten gemacht hat, will man
jetzt dem Gesetzgeber (iberlassen. Das sind Fesseln fiir den Gesetzgeber, die Ihm
seine Arbeit unnétig erschweren.”

Dr. Dehler antwortete damals: ,, 2
“ Nach sprachlicher Uberarbeitung

durch den Allgemeinen Redaktionsausschu® wurden die Bestimmungen, nicht zuletzt
wohl auch, weil sich Dr. Bergstrdsser zum Thema Notstand in Verbindung mit dem
heutigen Art. 19 Abs.1 GG wie folgt geduRert hat, Zitat: ,

“ beschlossen.

Schon aus den Protokollen des Parlamentarischen Rates geht hervor, da® Dr. v.
Mangoldt alles andere als zufrieden mit dieser Entscheidung war. Das begriindet wohl
auch, warum Dr. v. Mangoldt und andere subversive Elemente spéater nichts
unversucht lieBen, den heutigen Art. 19 (1) Satz 2 aufzuweichen. Liest man die
anderen Kommentare ), so lehnen sich
einige an der Meinung ) Dr. v. Mangoldt's

an. Dies jedoch - ist rechtswidrig und leugnet zugleich das Grundgesetz fiir die
BRD!

Aus all dem folgend, gilt: Kein Vorgang. kein Verfahren, keine Strafe - ohne
Gesetz und ohne legale Amtswalter (Art. 25, 34 GG, §§ 839, 823 BGB > § 5

VStGB)!
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Meine Meinung
Meine Meinung... No Comments

Meine Meinung.

‘Was soll hier in Sachsen und in Deutschland noch werden?
Wo stehen wir eigentlich?

Die neue Polizeireform Polizei 2020 sagt aus, es soll 25% der
Polizeibelegschaft eingespart werden. Das sei notwendig unter dem
Aspekt des Sparens und der Demografie

Weil de Bevolkerung in absoluten Zahlen schrumpft, schrumpft
selbstverstandiich auch die Kriminalitat!

Eine Super-Analogiel
Mehr Mathernatiker in die Regierung!
(Denn dieser Beweis musste mal wissenschaftiich erbracht werden.)

Ich gebe unumwunden zu, ich habe Angst.

Und s wird mir nicht leid werden, dies zu aufem
Darzulegen ist dies an zwei ganz konkreten Fakten

«  Der 13.02.2010 bescherte uns 17 verletzte Polizisten. In 2011 reichte der 13. schon nicht mehr aus
und der 19.2. musste zusatzlich noch herhalten. Fazit: An die 100 verletzte Polizisten. Wie sieht
dasin 2012 aus, frage ich mich schon heute.

Der Demonstrationstourismus nimmt_zu. Die Aggressionen entladen sich zu  solchen
Veranstahtungen irmrmer mehr und vermeintich normale und friediiche Burger agieren in der Gruppe
unehrmend aggressiv. Woher ihr tatsachlicher Frust kommt, der sich dort entlack, ladt zu
Spekulationen ein Was den gemeinen Demonstranten mit Gewaltpotential vom Einsatzbearmten
unterscheidet, ist zumindest die Tatsache, dass er sich frewilly entscheiden kann, zuhause zu
bleiben

o Und wie geht es der breite Masse der Einsatz- und Vollzugsbearnten?
Sie sind hochmotiviert, da sich ja auch die Verbrechenssrate zu mindestens 25% ricklaufig
gestahet
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[image: image30.png]Im Grunde herrscht Uberall Frust. Der Krankenstrand steigt. Nicht darum, weil die Jungs und
Madels, den alten Witzen nach, faul sind. Sondern weil die Belastung ins Unermessliche steigt.
Das allein ware sicher fur viele noch nicht mal ein Grund zu resignieren, denn man wachst ja mit
seinen Aufgaben. Dass der Vollzugsbedienstete im Allgemeinen im sprichwoértlichen Regen stehen
gelassen wird, durfte da nicht wundern. Er ist der Prugelknabe. Der kleinste Fehler kann alles
kosten und das durfte nicht die Beférderung sein, von der schon viele nicht mehr wissen, wie das
Wort geschrieben wird.

Resignation macht sich breit. Der einzelne zahlt nicht. Und das der Krankenstand, besonders der jungeren
Kollegen wachst, ist nicht Ausdruck von Faulheit. Es ist Ausdruck von Krankheit, Perspektiviosigkeit und
Demotivation. Die Alteren kénnen da etwas taffer sein, sie zéhlen einfach die Totensonntage.

Ist das menschlich nachvollziehbar, auf jeden Falll?

Denn was tut der Dienstherr? Das kénnen die meisten sicher problemlos beantworten.
Wie stellt sich landlaufig die Bevolkerung vor, wie ein Polizist abgesichert ist. Der Staat kampft fur seine
Diener. Er steht hinter ihnen oder davor, je nach Betrachtungsweise, aber zumindest ganz nahe bei ihm.

Bitte lauft des Lachens wegen nicht ganz so weit weg und trocknet die Tranen!

Wahr ist doch, dass jegliche Moglichkeit vom Dienstherrn genutzt wird, dem einzelnen zusétzlich zu einem
,Vorkommnis" noch eins einzuschenken. Der einzelne ist hier auch allein. Muss sich gegen die Vorwurfe
wehren und sieht sich auch noch der Attacken des Dienstherrn ausgesetzt.

Bleiben wir mal bei den Fakten von oben.

Die Einsparungen an Personal sollen durch die Spreizung von Abgéngen und Zugangen hauptsachlich
umgesetzt werden. Bisher gehen zwischen 500 und 700 Kollegen pro Jahr in den Ruhestand. Versprochen
wurde ein Einstellungskorridor von jahrlich 300 Anwartern.

Stellenabbau von etwa 11500 Polizisten auf ca. 8000 in den nachsten Jahren.

,Geniale Vordenker” sind ja der Meinung, dass vier Burgerpolizisten ein Revier ersetzen. Wenn man
personengebundene Aufpasser hat, kann man schon mal ins Schwarmen geraten.

Wie schén muss die Zeit gewesen sein, als der Schutzmann an der Ecke noch von jedem gegruf3t wurde.
Der lief da allein mit seiner Pickelhaube, stellt Euch das Mal vor.

Heute ist es schon bedenklich eine Jugendgruppe mit einer Streifenwagenbesatzung zum Verlassen der
Szenerie aufzufordern.

Und wie soll das unter diesen Voraussetzungen weitergehen? Ich empfehle jedem, der fragt, sich ganz
besonders fur die Pravention und den Schutz der eigenen Kinder einzusetzen. Denn Pravention findet ja
auch immer weniger statt. Fragt in den Schulen nach, wer das nicht weif3.

Ist das nicht unlogisch? Ist es nicht, denn Pravention lasst sich schwer in Legislaturperioden abrechnen.

Also immer schon die Probleme kultivieren und sie am Ende vor der schrumpfenden Gemeinde an
polizeilichen Sicherheitskraften auskippen.

Wir brauchen ja keine Sicherheit, da wir im zivilisierten Europa leben. In Spanien und Griechenland war es
in diesem Jahr auch immer sehr zivilisiert bei der besten Sicherheitslage, olé.

Jedoch durften die spanischen und griechischen Behérden zumindest ausreichende rechtliche Grundlagen
haben.
Wie wollen wir das hier eigentlich gestern, heute und morgen realisieren?

Laut Veroffentlichung des Bundesgesetzblattes 866 vom 24.04.2006 wurde mit dem Ersten Gesetz uber
die Bereinigung von Bundesrecht und vom 29.11.2007 mit dem Zweiten Gesetz zur Bereinigung von
Bundesrecht, unter anderem folgendes neu geregelt:

... Artikel 67 Anderung des Einfithrungsgesetzes zur Strafprozessordnung

Die §§ 1 und 5 des Einfuhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil IlI,
Gliederungsnummer 312-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 12. August 2005 (BGBI. | S. 2360) geandert worden ist, werden aufgehoben.
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[image: image31.png]Artikel 49 Anderung des Gesetzes betreffend die Einfiihrung der Zivilprozessordnung
1 Gesetz verweist aus 1 Artikel auf Artikel 49 | geénderte Normen: mWv. 25. April 2006 EGZPO §1,§2, §
13, 8§16, §17, § 20 (neu), § 20, § 22 (neu), § 32 (neu), § 33 (neu), § 34 (neu)
§ 1 (aufgehoben)..."
... Artikel 57 Aufhebung des Einfilhrungsgesetzes zum Gesetz iiber Ordnungswidrigkeiten
Das Einfuhrungsgesetz zum Gesetz tuber Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (BGBI. | S. 503), zuletzt
geandert durch Artikel 25 des Gesetzes vom 13. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3574), wird aufgehoben...

|§ 5 OWIG — ,Raumliche Geltung“ (so etwas - gleich einem ,theoretischen Rest“, jedoch im Anwendungsfall, also der sog. ,,Ahndung“I
1mindestens auch entgegen Art. 3.1 GG — Willkurverbot/Gleichheitssatz sowie in gewisser Weise diskret-stffisant auf § 3 OWIG hinweisend): |
1,004 das—Coseta—nichi <k bestirmat, kinnen nur Ordnungswidrigkeiten geahndet werden, die im—tiwmlichon—Goliurgshorsich—dioses|
([~ ! sderhall—di Lalt bereiche auf einem Schiff oder in einem Luftfahrzeug begangen werden, das berechtigt ist, die|

1Bundesflagge oder das staatszugehorlgkeltszelchen der Bundesrepublik Deutschland zu fiihren.” — womit § 7 OWiG die Wirkung entzogen ist. I
I(Anmerkung Autor - Merkblatt-Amtswalter)

Was wird in den Einfiihrungsgesetzen i.a.R. geregelt?
Richtig!
Der Geltungsbereich.

In allen drei Einflihrungsgesetzen sind die Geltungsbereiche entfallen!!!

Ist das ein wichtiger Umstand?
Das beantwortet das Bundesverwaltungsgericht wie folgt:
....Gesetze, die keinen raumlichen Geltungsbereich definieren, sind NICHTIG!

Diese Gesetze sind wegen Verstoles gegen das Gebot der Rechtssicherheit ungultig und nichtig
(BVerwGE 17, 192 = DVBI 1964, 147)!
~Jedermann mu3, um sein eigenes Verhalten darauf einrichten zu kénnen, in der Lage sein, den
raumlichen Geltungsbereich eines Gesetzes ohne weiteres feststellen kénnen. Ein Gesetz das hiertber
Zweifel aufkommen [a%t, ist unbestimmt und deshalb wegen Verstoles gegen das Gebot der
Rechtssicherheit ungultig.”
(BVerwGE 17, 192 = DVBI 1964, 147).
,Hierbei hat der Normgeber Uberdies zu beachten, daf? sich eine derartige Norm in aller Regel nicht an
einen fachlich qualifizierten Personenkreis wendet, er mithin nicht davon ausgehen kann, jedermann kénne
Karten oder Texte mit Uberwiegendem juristischen Inhalt lesen.” (BVerwG a.a.O) (BVerfG 1 C 74/61 vom
28.11.1963)..."

Welches Gesetz gilt dann hun?

Die StPO, die ZPO und das OWIiG schon mal nicht, da keiner weif, wo man es anwenden kénnte.
Auf welcher Grundlage kann dann ein Vollzugsbediensteter agieren?

Ich weiB es leider nicht.
Was ich jedoch sicher weiB, ist dass §839 und in Folge §823 BGB gelten.

Nur bleibt die Frage, wer kann den Anspruch durchsetzen und wo?
Da diejenigen, die uns mit Sparpolitik und anderen Phrasen den Personalabbau begriinden, ganz
sicher wissen, wie die formaljuristische Situation aussieht, lasst zu der Frage kommen, warum dies

alles mit welchem Hintergrund und zu wessen Nutzen passiert?

Eines sei bemerkt, zu Nutzen des einzelnen Vollzugsbediensteten sicher nicht. Und in der Folge zu
Gunsten der normalen Bevdlkerung auch nicht.

Fiur wen soll das dann gut sein? (im Ubrigen wurde in dem 2. Bundesbereinigungsgesetz (2.
BMJBBG) im Rahmen einer doppelten Verneigung zum Besatzungsrecht jenes wieder hergestellt)

Also hier noch mal ganz deutlich. Ich habe Angst...
(Teil 1)

Volker Schéne
Landesvorstand
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